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Informationsblatt zum Projekt: „Erschließung 

der Lagerstätte Wolin East“ 

Stellungnahme der Deutschen Umwelthilfe 

 

 

 

09.10.2026 

 

Sehr geehrter Herr Polzin, 

 

Hiermit lege ich im Namen der Deutschen Umwelthilfe eine Stellungnahme zu den vorgelegten Scoping-

unterlagen zur Erschließung der Lagerstätte Wolin East erstellt von dem Buiro Konserwacji Przyrody S.C. 

und am 09.09.2026 vom Bergamt Stralsund versendet, vor. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 
 

Sascha Müller-Kraenner 

Bundesgeschäftsführer 
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Die nachfolgende Stellungnahme bezieht sich unter anderem auf die vom Vorhabenträger vorgelegte 
Karta informacyjna przedsięwzięcia (KIP) zum Vorhaben Wolin East. Die KIP ist das vom Vorhabenträger 
eingereichte Informationsblatt zum geplanten Vorhaben und Bestandteil der Unterlagen des Umweltver-
fahrens. Im Folgenden wird das Dokument als “KIP” bezeichnet. Seitenangaben beziehen sich auf die im 
Dokument ausgewiesenen Seitenzahlen.  

 

1. Anlass, Rechtsrahmen und Projektumfang 

1.1. Anlass und Rechtsrahmen 

Die Regionaldirektorin für Umweltschutz in Szczecin hat mit Beschluss vom 3. Juni 2026 ein grenzüber-
schreitendes UVP-Verfahren eingeleitet. Der Beschluss nennt als mögliche betroffene Staaten Deutsch-
land, Dänemark und Schweden und verlangt Unterlagen in deutscher und englischer Sprache. Das Vorha-
ben fällt nach der Begründung in eine Kategorie, bei der stets erhebliche Umweltauswirkungen möglich 
sind.1 

Nach Art. 5 und Anhang IV der Richtlinie 2011/92/EU in der Fassung der Richtlinie 2014/52/EU muss der 
UVP-Bericht das Vorhaben, vernünftige Alternativen, den Ausgangszustand und die voraussichtlich erheb-
lichen Auswirkungen beschreiben. Erfasst sind unter anderem unmittelbare und mittelbare, sekundäre, 
kumulative, grenzüberschreitende, kurz-, mittel- und langfristige, dauerhafte und vorübergehende Aus-
wirkungen sowie Risiken schwerer Unfälle, Klimawirkungen und die Anfälligkeit gegenüber dem Klima-
wandel. Die Espoo-Konvention verlangt ebenfalls eine Beschreibung vernünftiger Alternativen einschließ-
lich der Nullvariante, Minderungsmaßnahmen, Prognosemethoden und gegebenenfalls Monitoringpro-
grammen. Für Natura-2000-Gebiete ist zusätzlich eine gebietsbezogene Verträglichkeitsprüfung nach Art. 
6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie erforderlich, sobald erhebliche Beeinträchtigungen nicht anhand objektiver 
Umstände ausgeschlossen werden können.  

1.2. Projektumfang 

Das Vorhaben ist kein isoliertes Bohrprojekt, sondern ein zusammenhängendes Förder-, Aufbereitungs-, 
Lager-, Hafen- und Transportsystem ca. 6 km vor den Stränden von Swinemünde und Heringsdorf. Die 
etwa 35 km² große Lagerstätte liegt in durchschnittlich rund 2.650 m Tiefe und soll etwa 21 Mio. t förder-
bares Erdöl enthalten. Vorgesehen ist zunächst eine Förderung von 4.100 t Öl pro Tag; als spätere Aus-
baustufe wird eine Verdopplung auf 8.200 t pro Tag genannt. Die Förderung soll mehr als 30 Jahre dauern, 
die künstliche Insel und der Wellenbrecher sind für eine Nutzungsdauer von mehr als 50 Jahren ausgelegt. 

Geplant sind eine künstliche Insel mit Wellenbrecher auf zusammen rund 10 ha sowie ein Hafenbecken 
und eine Kaianlage auf weiteren etwa 8 ha. Der Wellenbrecher soll aus 21 Betonsenkkästen bestehen. 
Hinzu kommen eine rund 200 m breite und zunächst auf 12 m auszubaggernde Zufahrtsrinne, eine bis zu 
65 m hohe Bohranlage, eine etwa 40 m östlich der Insel geplante Fackel, Wohn- und Betriebsgebäude 
sowie Anlagen zur Behandlung von Erdöl, schwefelwasserstoffhaltigem Gas und Lagerstättenwasser. Wei-
ter vorgesehen sind Gas- und Wasserinjektionssysteme, Chemikalien- und Abfalllager sowie ein dauerhaft 
vertäutes Lagerschiff mit einer Kapazität von rund 20.500 t Öl. Das Öl soll von Shuttle-Tankern abtrans-
portiert werden; hinzu kommen Versorgungs-, Wartungs-, Abfall- und Personaltransporte. Die KIP nennt 
hierfür rund zwei kleinere Schiffe pro Tag beziehungsweise 14 pro Woche, zugleich aber 780 Schiffsbewe-
gungen pro Jahr. Diese Angaben sind rechnerisch und hinsichtlich ihrer Bezugsgröße zu klären. 

In der ersten Phase sind acht Bohrungen vorgesehen, darunter sechs Förderbohrungen sowie jeweils eine 
Gas- und Wasserinjektionsbohrung. Die Insel soll jedoch von Beginn an bis zu 30 Standrohre aufnehmen 
und damit weitere Ölbohrungen sowie künftig fünf bis zehn Gasförderbohrungen ermöglichen. Darüber 
hinaus nennen die Unterlagen eine mögliche Verdopplung der Ölförderung, zusätzliche Anlagen zur 
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Druckerhaltung, eine Vertiefung der Zufahrtsrinne auf 15 m, die Erschließung benachbarter Gasvorkom-
men, eine Explorationsbohrung in den tieferen Rotliegend-Schichten und eine landseitige Gasaufberei-
tungsanlage. Diese vernünftigerweise vorhersehbaren und technisch vorbereiteten Erweiterungen dürfen 
nicht mit dem Hinweis auf spätere Einzelgenehmigungen aus der Vorhabenabgrenzung, Alternativenprü-
fung oder Kumulationsbetrachtung ausgeklammert werden.  

Dabei ist selbst die grundlegende Erschließungsmethode noch nicht abschließend festgelegt. Die KIP 
räumt ausdrücklich ein, dass für Wolin East „noch nicht genügend Informationen vor[liegen], um die op-
timale Methode der Erschließung der Lagerstätte endgültig festzulegen“. Erforderlich seien zusätzliche 
Daten zu den Eigenschaften des Speichergesteins, zur Verteilung der Wasser- und Ölsättigung sowie Pro-
duktionsdaten (KIP, S. 39). Damit sind nicht lediglich technische Einzelheiten, sondern wesentliche Grund-
lagen der späteren Ausgestaltung, der Förderentwicklung und der Umweltwirkungen ungeklärt. 

Die Projektbeschreibung lässt zusätzlich wesentliche Angaben offen. Genannt werden rund 58.000 m³ 
auszubaggernder Sand für den Inselbau, nicht aber das Gesamtvolumen der Baggerungen für Insel, Ha-
fenbecken, Kai und Zufahrtsrinne. Es fehlen zudem belastbare Angaben zu Unterhaltungsbaggerungen, 
Verbringungsorten des Baggerguts, Bauzeiten, Schiffsbewegungen nach Schiffstyp und Betriebsphase so-
wie zu den Stoff-, Energie-, Abfall- und Abwasserströmen über die gesamte Betriebsdauer. Der UVP-Be-
richt muss deshalb eine konsistente Gesamtbeschreibung mit georeferenzierten Lagekoordinaten, tech-
nischen Zeichnungen, Bauablauf, Stoff- und Energiebilanzen sowie einem Zeitplan für Errichtung, Bohrun-
gen, Förderung, Ausbau, Wartung, Stilllegung und Rückbau enthalten. Einzubeziehen sind sämtliche Offs-
hore-Komponenten sowie die vorhabenbedingten landseitigen Anlauf-, Transport- und Aufbereitungsstel-
len. 

2. Notwendigkeit des Projekts 

2.1. Fehlendes öffentliches Interesse 

Die KIP belegt kein überwiegendes öffentliches Interesse an dem Vorhaben. Die formale Einstufung als 
„Vorhaben des öffentlichen Interesses“ und Schlagworte wie „strategische Bedeutung“, „globales Ener-
giedefizit“ und „Energiesicherheit“ ersetzen keine projektbezogene Gemeinwohl- und Wirtschaftlichkeits-
analyse. Es fehlen belastbare Angaben zu Investitions- und Betriebskosten, Förderprofil, Erlösen, öffentli-
chen Einnahmen und Beschäftigung ebenso wie zu Klima-, Gesundheits-, Natur-, Unfall- und Rückbaukos-
ten. Da mangels Lagerstätten- und Produktionsdaten nicht einmal die optimale Erschließungsmethode 
feststeht, bleibt auch die behauptete Wirtschaftlichkeit unbelegt (KIP, S. 39). Rentabilität für CEP wäre 
zudem nicht mit öffentlichem Nutzen gleichzusetzen. Zwar räumt die KIP ein, dass die Nullvariante Lärm- 
und Luftschadstoffemissionen, Abfälle, Meeresbodenschäden sowie Konflikte mit Schutz- und Natura-
2000-Gebieten vermeidet (S. 48 f.); diese Vorteile und die öffentlichen Interessen an einer gesunden Ost-
see, sauberer Luft, Klimastabilität, Fischerei, Erholung, Küstentourismus und den Lebensgrundlagen künf-
tiger Generationen werden jedoch nicht bewertet. Gerade deren Schutz ist nach Art. 5 und 74 der polni-
schen Verfassung staatliche Pflicht.2 HELCOM schätzt den jährlichen gesellschaftlichen Nutzen des Errei-
chens eines guten Umweltzustands der nationalen Ostseegewässer bis 2040 auf 5,6 Milliarden Euro.3 Eine 
Ölförderung inmitten der Pommerschen Bucht verschlechtert den Zustand der Ostsee im Sinne der Ein-
griffe in Umwelt, Natur und Klima und führt somit zu einem erhöhten wirtschaftlichen Aufwand, den gu-
ten Umweltzustand herzustellen.  

2.2.  Ölbedarf und Beitrag zur Versorgungssicherheit 

2.2.1.  Polen 

Der allgemeine Hinweis darauf, dass Polen auf Erdöl angewiesen ist und einen erheblichen Teil seines 
Bedarfs durch Importe deckt, reicht nicht aus, um die Notwendigkeit eines neuen Offshore-
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Fördervorhabens zu rechtfertigen. Entscheidend ist vielmehr, welchen konkreten Beitrag die Förderung 
aus Wolin East zur polnischen und europäischen Energieversorgung leisten kann. 

Hierzu müsste insbesondere dargelegt werden, welche jährlichen Fördermengen aus der Lagerstätte tat-
sächlich erwartet werden, welcher Anteil des polnischen Rohölbedarfs damit gedeckt werden kann und 
über welchen Zeitraum diese Mengen verfügbar sein werden.  Zudem ist anzumerken, dass die bloße 
Existenz einer heimischen Ölquelle daher nicht automatisch bedeutet, dass die entsprechende Förder-
menge unmittelbar zur Versorgung polnischer Verbraucherinnen und Verbraucher zur Verfügung steht 
oder die polnische Importabhängigkeit in entsprechendem Umfang reduziert. Schließlich ist zu bedenken, 
dass der Ölverbrauch in EU-Mitgliedstaaten auf dem Weg zur Klimaneutralität deutlich sinken wird.4 

Der polnische Ölbedarf liegt gegenwärtig bei rund 26-28 Mio. Tonnen jährlich, die heimische Erdölförde-
rung ohne Erschließung der hier gegenständigen Lagerstätte deckte demgegenüber lediglich 3-3,5 % des 
polnischen Inlandbedarfs.5  

Selbst wenn sich die vom Unternehmen genannten Ressourcen von mehr als 22 Mio. Tonnen Erdöl bestä-
tigen sollten, bedeutet dies keineswegs, dass diese Menge kurzfristig zur Verfügung stünde oder den jähr-
lichen polnischen Ölbedarf decken könnte. Sie bezieht sich vielmehr auf die förderbaren Ressourcen über 
die gesamte Förderdauer der möglichen Lagerstätte und sind nicht mit einer jährlich verfügbaren Menge 
gleichzusetzen. 

Die nach Wolin East 1 erwartete Förderung könnte nach Einschätzung des polnischen Hauptgeologen für 
einige Jahre ca. 4-5 % dieses Bedarfs decken6. Damit würde selbst eine erfolgreiche Erschließung die pol-
nische Ölversorgung nur in begrenztem Umfang beeinflussen. 

Gleichzeitig prognostiziert die polnische Rządowa Agencja Rezerw Strategicznych7 für 2030-2035 einen 
Rückgang des Kraftstoffverbrauchs.  

Die von CAKE/KOBiZE veröffentlichte Studie „Polska Net-Zero 2050: Mapa drogowa osiągnięcia wspólno-

towych celów polityki klimatycznej dla Polski do 2050 r.“8 untersucht unter anderem die Entwicklung des 

Energieverbrauchs in Polen in unterschiedlichen Transformationsszenarien. Für Erdöl („ropa naftowa“) 

wird in beiden Szenarien ein Rückgang des Verbrauchs prognostiziert. Im Szenario REF, das die Fortfüh-

rung der bestehenden Klimapolitik zugrunde legt, sinkt der Erdölverbrauch von 1.388 PJ im Jahr 2020 über 

1.378 PJ im Jahr 2030 auf nur noch 656 PJ im Jahr 2050. Dies entspricht gegenüber 2020 einem Rückgang 

von rund 53 %. Im ambitionierteren NEU-Szenario fällt der Erdölverbrauch bis 2050 sogar auf 408 PJ, dies 

entspräche sogar einem Rückgang von 71 %.6 
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Abbildung 1: Prognose des Verbrauchs von Kohle, Gas sowie Erdöl und Koks (Primärenergie) in Polen für die Jahre 2025–2050 
in den Szenarien REF und NEU, angegeben in Petajoule (PJ).8  

 

2.2.2.  Deutschland  

Der Monitoringbericht der unabhängigen Expertenkommission zum Energiewende-Monitoring9 zeigt ei-
nen anhaltenden Rückgang des Mineralölverbrauchs sowohl in maßnahmenbasierten Projektionen als 
auch in Klimaneutralitätsszenarien. Seine Gegenüberstellung unterscheidet den erwarteten Verlauf unter 
bestehenden Maßnahmen von einem zur Zielerreichung erforderlichen Verlauf.    

 

Abbildung 2: Historische Entwicklung und Projektionen des gesamten Mineralölverbrauchs in Deutschland.9 

In dem Bericht wird auch auf maßnahmenbasierte Projektionen vom UBA10 und von Agora Energie-
wende11 deutlich, wie der Ölbedarf zurückgeht:   
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„• In maßnahmenbasierten Projektionen, beispielsweise dem Projektionsbericht 2025 der Bundesregie-
rung (UBA 2025) werden für den Zeithorizont 2030 im Vergleich zum Vorkrisenniveau (2019) um mehr als 
20 % niedrigere Verbrauchswerte abgeschätzt. In den unterschiedlichen Zielszenarien zur Erreichung der 
Klimaneutralität (Agora 2024) werden etwa ein Drittel niedrigere Verbrauchswerte für Mineralöl ermittelt, 
die niedrigsten Rückgänge liegen hier bei 8 % und die höchsten bei 48 % (beide Werte sind aber klare 
Ausreißer, der Medianwert über alle Modellanalysen liegt bei 35 %).  

• Für den Zeithorizont 2035 wird in der maßnahmenbasierten Projektion (UBA 2025) ein im Vergleich zu 
2019 um 40 % niedrigerer Mineralölbedarf ermittelt. Für die Zielszenarien ergeben sich hier Rückgänge 
um mehr als 50 %, bei einem Mittelwert von 54 % bzw. einem Medianwert von 55 % liegt die Bandbreite 
von 33 bis 66 %.” 

Die aktualisierten Treibhausgas-Projektionen 2026 vom UBA12 bestätigen die Richtung: Im Mit-Maßnah-
men-Szenario sinkt die Nachfrage nach Ölprodukten bis 2030 um 13 % und bis 2050 um 73 %, jeweils 
gegenüber 2024. Die 2050 verbleibende Nachfrage stammt größtenteils aus nichtenergetischem Ver-
brauch. 

Das UBA-Szenario CARETarget13 ergänzt den bestehenden Instrumentenmix zur Erreichung der Klima-
schutzziele. Mineralöle und fossile Anteile im Abfall machen 2045 zusammen noch rund 5 % des dann 
verbleibenden Primärenergieverbrauchs aus.  

Die für Mecklenburg-Vorpommern verfügbaren Szenarien für den Energiemix verzeichnen ebenfalls einen 
starken  Rückgang am Erdölbedarf. Die hierfür im Auftrag der Landesregierung erarbeitete Sektorzielstu-
die entwickelt konkrete Minderungspfade für die einzelnen Sektoren. Als Referenz wird ein business-as-
usual-Szenario beschrieben und als Ziel das im Koalitionsvertrag gesicherte Ziel der Klimaneutralität bis 
2040. Im Zielszenario wird davon ausgegangen, dass Kohle, Erdöl und Erdgas bis 2040 nicht mehr einge-
setzt werden.12 

 

Abbildung 3: Energieträgereinsatz im Sektor Energiewirtschaft in beiden Szenarien in Mecklenburg-Vorpommern. Dabei ist 
business-as-usual die Referenz und Klimaneutralität 2040 das Zielszenario.14  

 



– 9 – 

 

 Stellungnahme | Erschließung der Lagerstätte Wolin East Deutsche Umwelthilfe (DUH)  

Auch im Verkehrssektor zeichnet sich eine deutliche Abkehr von Mineralöl als Energieträger ab. Die zu-
nehmende Elektrifizierung führt zu einer strukturellen Abkehr vom Erdöl und damit einem sinkenden 
langfristigen Ölbedarf. 

 

Abbildung 4: Energieträgereinsatz im Sektor Verkehr in beiden Szenarien mit den Szenarien business-as-usual als Referenz und 
Klimaneutralität 2040 als Zielszenario.12  

Die Elektrifizierung mindert den Ölbedarf bereits: T&E15 schätzt die durch batterieelektrische Pkw vermie-
dene Rohölmenge in Deutschland für 2015–2025 kumuliert auf rund 46 Mio. Barrel. EU-weit waren es im 
selben Zeitraum rund 156 Mio. Barrel; allein 2025 entfielen auf die EU rund 46 Mio. Barrel. Die beiden 
Angaben von 46 Mio. Barrel haben somit unterschiedliche räumliche und zeitliche Bezugspunkte. Für 
2026–2035 modelliert T&E im ambitionierten Szenario EU-weit rund 2,2 Milliarden Barrel vermiedene 
Rohölimporte durch batterieelektrische Pkw. Dieses Szenario erhält die CO₂-Ziele für 2030 und 2035 und 
verschärft zusätzlich die Elektrifizierungsvorgaben für Firmenflotten. Im Szenario nach den Forderungen 
des Branchenverbands ACEA sinkt die Einsparung auf rund 1,3 Milliarden Barrel. Die Differenz von rund 
900 Mio. Barrel entspricht bei angenommenen 82 Euro je Barrel zusätzlichen Importkosten von rund 74 
Milliarden Euro in der EU, davon 18 Milliarden Euro in Deutschland.  

Ein erhebliches kurzfristiges Einsparpotenzial bietet zudem ein Tempolimit von 100 km/h auf Autobahnen 
und 80 km/h außerorts. Auf Grundlage der UBA-Modellierung von 2024 errechnet die DUH hierdurch eine 
jährliche Einsparung von bis zu 4,7 Milliarden Litern Kraftstoff und 11,7 Mio. t CO₂. Die rund 3,7 Mio. t 
eingesparten Kraftstoffs entsprechen knapp 7 % des deutschen Kraftstoffverbrauchs im Jahr 2024. Rein 
massenbezogen übersteigt diese Einsparung sowohl die auf ein Jahr hochgerechnete anfängliche Förder-
kapazität von Wolin East von knapp 1,5 Mio. t Öl, als auch die mögliche Ausbaustufe von knapp 3 Mio. t. 
Dieser Vergleich veranschaulicht die Größenordnung der möglichen Nachfrageminderung.16 

Der künftige Ölbedarf hängt damit erheblich von den gewählten politischen Maßnahmen ab. Verkehrs-
vermeidung, Verlagerung auf die Schiene und die Elektrifizierung mit Wind- und Solarstrom können den 
Ölbedarf zusätzlich senken. Diese Wege sind bei der Bewertung langfristiger Versorgungssicherheit ein-
zubeziehen. Der tatsächliche Nutzen heimischer Ölförderung mit einer Gesamtfördermenge von 21 Mio 
Tonnen ist für die Versorgungssicherheit demnach nicht nachzuvollziehen. 
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3. Unzureichende Alternativenprüfung 

Die in Kapitel 4 der KIP dargestellte Alternativprüfung  reicht aus Sicht der DUH als Grundlage für die 
weitere Umweltverträglichkeitsprüfung nicht aus.   

Das Informationsblatt enthält drei alternative Optionen zur Erschließung der Lagerstätte:  

1. Bohrungen und Verarbeitung der Lagerstättenflüssigkeiten an Land. 

2. Bohrungen und Verarbeitung der Lagerstättenflüssigkeiten unter Anwendung einer Plattform auf 
See. 

3. Bohrungen und Verarbeitung der Lagerstättenflüssigkeiten unter Anwendung einer künstlichen Insel 
mit der Abnahme des Erdöls durch Transportschiffe mit der Anwendung einer einfachen Anlegeboje 
(engl. Single Buoy Mooring - kurz SBM, oder Catenary Anchor Leg Mooring Buoy - kurz CALM). 

Eine systematische Gegenüberstellung der Varianten anhand einheitlicher Kriterien fehlt. Stattdessen 
werden überwiegend einzelne technische, wirtschaftliche und praktische Nachteile der verworfenen Va-
rianten aufgeführt. Ihre Umweltwirkungen werden weder quantifiziert noch mit den Auswirkungen der 
gewählten Variante verglichen. Damit bleibt offen, auf welcher Grundlage diese ausgewählt wurde und 
welche Variante aus Umweltsicht vorzugswürdig ist.  

Diese Defizite müssen im UVP-Bericht behoben werden. Nach Art. 66 Abs. 1 Nr. 4 bis 7 einschließlich Nr. 
6a des polnischen UVP-Gesetzes muss dieser die Folgen einer Nichtverwirklichung, die gewählte Variante, 
eine vernünftige Alternative und die vernünftige umweltverträglichste Variante darstellen sowie deren 
Umweltauswirkungen bestimmen und vergleichen. Auch Anhang IV Nr. 2 der UVP-Richtlinie verlangt die 
Darstellung vernünftiger Alternativen und der wesentlichen Auswahlgründe unter Einbeziehung eines 
Vergleichs ihrer Umweltwirkungen. 

Für die landseitige Variante erkennt die KIP ausdrücklich geringere Investitionsaufwendungen und ein 
vermindertes Risiko eines Erdölaustritts ins Meer an. Ihre Verwerfung wird jedoch nicht hinreichend be-
legt. Es fehlt eine technische Herleitung dafür, weshalb die Bohrstelle zwingend nur 100 bis 200 Meter 
vom Strand entfernt liegen müsste und weshalb die erforderlichen acht bis zehn Kilometer langen Richt-
bohrungen mit einem unvertretbaren technischen Risiko verbunden wären. Weder werden Eintrittswahr-
scheinlichkeit und Folgen möglicher technischer Fehler bestimmt noch Maßnahmen zur Risikominderung 
untersucht. Auch die behauptete fehlende Flächenverfügbarkeit wird nicht durch eine nachvollziehbare 
Standortsuche mit potenziellen Raumordnungskonflikten oder konkreten Sicherheitsabständen belegt. 
Entsprechendes gilt für den wegen des H₂S-Gehalts von sechs Volumenprozent erforderlichen Abstand zu 
Wohn-, Tourismus- und sonstigen Nutzungen: Die KIP nennt weder den einzuhaltenden Sicherheitsab-
stand noch untersucht sie, ob dieser an einem alternativen Standort oder durch technische Schutzmaß-
nahmen gewährleistet werden könnte. 

Die Offshore-Plattform wird im Wesentlichen wegen höherer Kosten, des Einsatzes zusätzlicher Schiffe, 
höherer Lärmemissionen, erschwerter Leckagebekämpfung und des Fehlens eines landseitigen Tankla-
gerstandorts verworfen. Diese Nachteile werden jedoch nicht quantifiziert oder durch vergleichende Ri-
siko- und Auswirkungsanalysen belegt. Höhere Kosten können bei der Beurteilung der Vernünftigkeit ei-
ner Alternative berücksichtigt werden, genügen ohne konkrete Angaben aber nicht für deren Ausschluss. 
Insbesondere fehlen vergleichbare Daten zu Unterwasser- und Luftschall, Schiffsbewegungen, Leckage-
wahrscheinlichkeit und Havariefolgen. Diese Auswirkungen sind den dauerhaften Folgen der künstlichen 
Insel, des Wellenbrechers, der Baggerarbeiten, der Zufahrtsrinne und des küstennahen Tankerverkehrs 
gegenüberzustellen. Ebenso ist zu untersuchen, ob andere Lager- oder Transportkonzepte einen landsei-
tigen Tanklagerstandort entbehrlich machen könnten. 

Auch die Variante mit einer CALM-Boje wird nicht nachvollziehbar verworfen. Als wesentlichen Vorteil 
nennt die KIP die Begrenzung der beanspruchten Fläche auf etwa vier Hektar. Dem steht lediglich eine 
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nicht näher dokumentierte Rücksprache mit der Schifffahrtsbehörde gegenüber, nach der der regelmä-
ßige Ölumschlag ein „unvertretbar hohes Risiko“ darstelle. Es fehlen die zugrunde liegende Stellung-
nahme, Angaben zu Art, Wahrscheinlichkeit und Folgen möglicher Unfälle sowie eine Prüfung technischer 
oder betrieblicher Maßnahmen zur Risikominderung. Erforderlich ist insbesondere ein unmittelbarer Ver-
gleich des Risikos einer CALM-Verladung mit der ebenfalls küstennahen Verladung von Tankern im ge-
planten Inselhafen einschließlich der hierfür notwendigen Zufahrtsrinne. 

Unzureichend ist schließlich auch die Behandlung der Nullvariante. Sie wird mit pauschalen Verweisen auf 
ein angebliches „globales Energiedefizit“, die Energiesicherheit und die Energiepolitik Polens bis 2030 ver-
worfen. Die Behauptung, ohne die Erschließung von Wolin East verliere Polen eine Möglichkeit zur Diver-
sifizierung seiner Energieversorgung, verwechselt eine Diversifizierung der Rohölherkunft mit einer resili-
enten Energieversorgung. Der Beitrag zum Ölbedarf durch dieses Projekt ist marginal und schützt zudem 
nicht vor Preisschwankungen, da Rohöl zu global bestimmten Marktpreisen gehandelt wird. Zudem nennt 
die KIP weder eine Verpflichtung zur Belieferung des polnischen Marktes noch Preisbindungen oder Ab-
nahmegarantien für Krisenfälle. Echte Versorgungssicherheit entsteht vielmehr durch einen dauerhaft 
sinkenden Ölbedarf mittels Effizienz, Elektrifizierung und heimischer Wind- und Solarenergie, die keine 
fortlaufenden Brennstoffimporte erfordert und überwiegend bereits günstiger als fossile Alternativen ist. 
Demgegenüber würden mehr als 30 Förderjahre und eine über 50-jährige Nutzung der künstlichen Insel 
fossile Infrastruktur und wirtschaftliche Abhängigkeiten bis in die 2050er Jahre festschreiben. Ein solcher 
fossiler Lock-in erschwert die EU-Ziele von mindestens 55 Prozent Emissionsminderung bis 2030 und Kli-
maneutralität bis 2050. Die Nichtverwirklichung des Vorhabens bedeutet daher nicht den Verlust von 
Diversifizierung; die entscheidende Alternative zu zusätzlicher Ölförderung ist ein dauerhaft geringerer 
Ölbedarf. 

4. Verfehlen der polnischen, deutschen und europäischen Klimaziele 

Die in der zusammenfassenden Tabelle für „Klima und Luftqualität“ vorgenommene Einstufung der Aus-
wirkungen als „unerheblich und ausschließlich lokal“ (KIP, S. 78) ist nicht nachvollziehbar. Treibhaus-
gasemissionen wirken unabhängig von ihrem Entstehungsort global. Lokale Luftschadstoffwirkungen und 
globale Klimawirkungen dürfen daher nicht unter einer einheitlichen, unbegründeten Erheblichkeitsein-
stufung zusammengefasst werden. Nach Art. 3 Abs. 1 und Anhang IV Nr. 5 der UVP-Richtlinie 2011/92/EU 
sind die direkten und indirekten, kumulativen, grenzüberschreitenden sowie mittel- und langfristigen Aus-
wirkungen eines Vorhabens auf das Klima zu ermitteln und zu bewerten. 

Auch Kapitel 9 der KIP behandelt den Klimawandel trotz seiner Überschrift nur rudimentär. Zwar werden 
Stürme, starke Winde, Niederschläge und Gewitter erwähnt; deren Risiko wird jedoch ohne Klimaprojek-
tionen oder standortspezifische Datengrundlage als gering eingestuft. Wetterbeobachtung und die vo-
rübergehende Unterbrechung von Arbeiten ersetzen keine Prüfung der langfristigen Klimarisiken. Ange-
sichts einer Förderdauer von mehr als 30 Jahren und einer Nutzungsdauer der künstlichen Insel und des 
Wellenbrechers von mehr als 50 Jahren sind insbesondere Meeresspiegelanstieg, Sturmfluten, veränderte 
Wellen- und Windverhältnisse, Küstenerosion sowie kombinierte Extremereignisse über die gesamte Le-
bensdauer einschließlich Rückbau zu untersuchen. 

Bereits die Angaben zu den unmittelbaren Betriebsemissionen sind unvollständig und teilweise wider-
sprüchlich. Für die Stromerzeugung werden jährlich 36 kt CO₂-Äquivalente angegeben; zugleich sollen die 
Emissionen nach etwa fünf Betriebsjahren weiter steigen (KIP, S. 56). Bei einer bloßen Fortschreibung 
über 30 Jahre ergäben sich bereits rund 1,08 Mio. t CO₂-Äquivalente, ohne den angekündigten Anstieg 
sowie Bau, Bohrungen, Rückbau, Schiffsverkehr und Abfackeln zu berücksichtigen. Zudem entsprechen 
14 % der angegebenen Gasproduktion von 400.000 Nm³/Tag rechnerisch 56.000 und nicht den anschlie-
ßend genannten 42.000 Nm³/Tag. Methodisch ungeklärt bleibt ferner die Aussage, die 36 kt CO₂-Äquiva-
lente bestünden zu 90 % aus CO₂ und im Übrigen aus NOₓ und Methan. Es fehlen die einzelnen 
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Stoffmengen, die verwendeten Emissionsfaktoren und Treibhauspotenziale sowie die Bezugszeiträume. 
Methanemissionen aus Leckagen, Entlüftung, unvollständiger Fackelverbrennung, Kompressoren, Bohr-
lochfertigstellung und Gasinjektion sind gesondert auszuweisen und sowohl über 20 als auch über 100 
Jahre zu bewerten. Eine lediglich erwogene spätere CO₂-Abscheidung ist mangels verbindlicher Ausle-
gung, Abscheiderate, Speicher- und Überwachungskonzepts keine belastbare Minderungsmaßnahme. 

Vollständig ausgeblendet werden insbesondere die indirekten Scope￼3-Emissionen aus Transport, Raffi-
nation, Weiterverarbeitung und Nutzung des geförderten Erdöls. Bei der anfänglichen Förderleistung von 
4.100 t/Tag würden bei durchgängiger Förderung rund 1,50 Mio. t Erdöl pro Jahr gewonnen. Unter Ver-
wendung des im Urteil Finch v Surrey County Council herangezogenen Umrechnungsfaktors von 3,22 t CO₂ 
je Tonne Erdöl entspräche ein Vollverbrennungsszenario rund 4,82 Mio. t CO₂ pro Jahr – etwa dem 
134￼Fachen der in der KIP genannten 36 kt aus der Stromerzeugung.17 Diese orientierende Berechnung 
ersetzt keine projektspezifische Bilanz: Der UVP-Bericht muss hierfür das Förderprofil, die Zusammenset-
zung des Rohöls, den voraussichtlichen Produktmix, stoffliche Nutzungen und sämtliche weiteren Lebens-
zyklusemissionen offenlegen. Der britische Supreme Court hat zu den unionsrechtlich geprägten UVP-
Regelungen festgestellt, dass die bei der späteren Nutzung des geförderten Erdöls entstehenden Emissi-
onen vorhersehbare und quantifizierbare Auswirkungen des Förderprojekts sind. Die Entscheidung ist für 
Polen nicht bindend, bestätigt aber die fachliche und rechtliche Relevanz dieser Emissionen. 

Das Vorhaben ist anschließend in die verbindlichen Reduktionspfade einzuordnen. Die EU muss ihre 
Netto-Treibhausgasemissionen bis 2030 um mindestens 55 % und bis 2040 um 90 % gegenüber 1990 sen-
ken und spätestens 2050 Klimaneutralität erreichen.18 Für Polen gilt in den von der Lastenteilungsverord-
nung erfassten Sektoren bis 2030 ein verbindliches Minderungsziel von 17,7 % gegenüber 2005.19 Der im 
Juli 2025 vom polnischen Klima- und Umweltministerium gebilligte Entwurf des aktualisierten Energie- 
und Klimaplans sieht im Szenario mit zusätzlichen Maßnahmen darüber hinaus eine gesamtwirtschaftliche 
Minderung um 53,9 % gegenüber 1990 bis 2030 sowie einen Rückgang der Importe fossiler Energieträger 
um 37 % bis 2040 vor.20 Deutschland ist nach § 3 Bundes-Klimaschutzgesetz zu Minderungen von mindes-
tens 65 % bis 2030 und 88 % bis 2040 sowie zur Netto-Treibhausgasneutralität bis 2045 verpflichtet.21 Die 
deutschen Ziele sind insbesondere insoweit relevant, als eine Nutzung des Erdöls in Deutschland oder ein 
Beitrag des Vorhabens zur deutschen Versorgung behauptet wird. Inventarrechtlich sind die Nutzungs-
emissionen grundsätzlich dem Staat zuzurechnen, in dem die Brennstoffe verbraucht werden; ihre globale 
Klimawirkung und ihre Eigenschaft als vorhersehbare Projektfolge ändern sich dadurch nicht. 

Mit seiner mehr als 30-jährigen Betriebsdauer würde das Vorhaben weit in den Zeitraum der europäi-
schen Klimaneutralität hineinreichen. Der IPCC warnt, dass langfristige Investitionen in fossile Infrastruk-
tur zu einem Carbon-Lock-in führen, spätere Emissionsminderungen erschweren und das Risiko vorzeitig 
entwerteter Anlagen erhöhen.22 Der UVP-Bericht muss deshalb anhand eines transparenten, mit dem 
1,5‑°C-Ziel vereinbaren Emissionsbudgets oder eines gleichwertigen Reduktionspfads darlegen, wie sämt-
liche Scope‑1-, Scope‑2- und Scope‑3-Emissionen mit den polnischen und europäischen sowie – bei einer 
angenommenen Nutzung in Deutschland – den deutschen Klimazielen vereinbar sein sollen. Erforderlich 
sind außerdem eine Nullvariante, Paris-kompatible Nachfrageszenarien, verbindliche Minderungsmaß-
nahmen und eine vollständige Klimarisikoanalyse. Solange diese Untersuchungen fehlen, besteht keine 
Grundlage dafür, die Klimawirkungen des Vorhabens als unerheblich oder das Vorhaben als klimaverträg-
lich einzustufen. 

5. Unzureichende Abgrenzung des Vorhabens und der zukünftigen Erschlie-
ßung  

Die Projektunterlagen beschreiben ausdrücklich mehrere Varianten einer zukünftigen Erweiterung und 
Intensivierung der Förderung aus der Lagerstätte Wolin East. Diese gehen deutlich über den zunächst 
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beschriebenen Förderbetrieb hinaus. Insbesondere wird eine Steigerung der Ölförderung von 4.100 Ton-
nen pro Tag auf bis zu 8.200 Tonnen pro Tag genannt. 

Für die Erreichung dieser Fördermenge sollen unter anderem zusätzliche Injektions- und gegebenenfalls 
Förderbohrungen, zusätzliche technische Anlagen, Pumpen zur Entnahme von Meerwasser, größere La-
gerkapazitäten, größere Transportschiffe und vor allem eine Ausbaggerung des Hafenkanals und der Zu-
fahrtsrinne auf 15m Tiefe erforderlich werden (S. 16 KIP). Als mögliche Verfahren werden sowohl die In-
jektion zusätzlicher Mengen Meerwasser („waterflooding“) als auch die Injektion von überwiegend CO₂-
haltigem saurem Gas unter Bedingungen der Mischbarkeit beschrieben. 

Damit handelt es sich nicht lediglich um geringfügige technische Anpassungen des geplanten Vorhabens, 
sondern um mögliche wesentliche Erweiterungen des Umfangs, der Förderleistung und der erforderlichen 
Infrastruktur. 

Besonders kritisch ist, dass die Projektunterlagen diese Entwicklungen bereits ausdrücklich als Bestandteil 
der zukünftigen Erschließungsplanung beschreiben, gleichzeitig jedoch darauf verweisen, dass die hierfür 
erforderlichen Genehmigungsanträge erst zu einem späteren Zeitpunkt gestellt werden sollen. Aus Sicht 
des grenzüberschreitenden Umweltschutzes ist deshalb sicherzustellen, dass vorhersehbare wesentliche 
Umweltauswirkungen nicht allein deshalb aus der gegenwärtigen Umweltverträglichkeitsprüfung ausge-
klammert werden, weil einzelne Genehmigungsanträge erst zu einem späteren Zeitpunkt eingereicht wer-
den sollen. 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung sollte daher mindestens die maximal absehbare Entwicklung des Vor-
habens sowie die hierfür erforderlichen technischen und infrastrukturellen Maßnahmen untersuchen. 
Dies betrifft insbesondere die Förderleistung von bis zu 8.200 Tonnen Rohöl pro Tag, zusätzliche Bohrun-
gen, Meerwasserentnahme und Wasserinjektion, mögliche CO₂- bzw. Sauergasinjektion, zusätzliche La-
ger- und Umschlagkapazitäten, größere Transportschiffe sowie die damit verbundene Vertiefung der Zu-
fahrtsrinne. 

Darüber hinaus ist die von der Projektbeschreibung selbst angekündigte weitere Exploration von Erdgas-
ressourcen in unmittelbarer Nähe bzw. unterhalb der Lagerstätte Wolin East in die Betrachtung der ku-
mulativen Projektentwicklung einzubeziehen. Für Ende 2026 wird bereits eine Schürfbohrung zur Bestä-
tigung einer erwarteten Erdgaslagerstätte unterhalb der geplanten Insel angekündigt (KIP, S. 17). Für den 
Fall einer Bestätigung werden zusätzliche Bohrungen und möglicherweise eine neue Rohrleitung zu einer 
landseitigen Gasverarbeitungsanlage in Aussicht gestellt. 

Es ist daher nachvollziehbar darzustellen, welche dieser Entwicklungen Bestandteil des gegenwärtigen 
Vorhabens sind, welche lediglich als zukünftige Optionen betrachtet werden, und nach welchen Kriterien 
entschieden wird, ob und wann hierfür eine eigenständige oder ergänzende Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchgeführt wird. 

Insbesondere ist zu verhindern, dass eine schrittweise Erweiterung des Vorhabens dazu führt, dass die 
Umweltwirkungen der Gesamtentwicklung erst nach und nach betrachtet werden, obwohl wesentliche 
Elemente dieser Entwicklung bereits in den gegenwärtigen Projektunterlagen beschrieben sind. Die DUH 
fordert deshalb eine allumfassende, genaue Umweltprüfung mit Betrachtung aller möglicher Erweiterun-
gen des Projektes.  

 

6. Unzureichende Abschätzung der Umweltauswirkungen 

6.1. Meeresboden, Bathymetrie und fehlende Biotoptypenkartierung 

Die Beschreibung von Meeresboden und Bathymetrie reicht für eine belastbare Auswirkungsprognose 
nicht aus. Zwar verweist die KIP auf Untersuchungen von 1998 und 2020, eine Unterwasseraufnahme von 
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2022 sowie aktualisierte Seekarten (KIP, S. 7 f., 18–20); räumliche Abdeckung, Auflösung, Methodik, Mess-
punkte und Rohdaten bleiben jedoch unklar. Dem stehen erhebliche Eingriffe gegenüber: Insel und Wel-
lenbrecher sollen etwa 10 ha, Hafenbecken und Kai weitere 8 ha beanspruchen; mindestens 58.000 m³ 
Sand sollen ausgebaggert, weiche Sedimente entfernt oder verbessert und eine 200 m breite Zufahrts-
rinne zunächst auf 12 m, später gegebenenfalls auf 15 m vertieft werden (KIP, S. 10 f., 32–35). Die Flä-
chenangaben sind zudem widersprüchlich, da 80 × 300 m lediglich 2,4 ha ergeben, die KIP aber zugleich 
eine Inselfläche von 4 ha nennt. Die Einstufung der Auswirkungen als lediglich „lokal“ ist daher nicht nach-
vollziehbar. Der UVP-Bericht muss das vollständige Aushubvolumen sowie durch hydrodynamische und 
morphodynamische Modellierungen die Auswirkungen auf Strömungen, Wellen, Sedimenttransport, Ero-
sion, Trübung und Sedimentation einschließlich Sturmereignissen, Unterhaltungsbaggerungen und kumu-
lativer Belastungen ermitteln. 

Insbesondere fehlt eine aktuelle, flächendeckende Biotoptypenkartierung im gesamten potenziellen Ein-
flussradius. Dieser muss neben Insel, Wellenbrecher, Hafenbecken und Zufahrtsrinne auch alle durch Trü-
bungsfahnen, Sedimentation und veränderte Strömungsverhältnisse mittelbar betroffenen Flächen um-
fassen. Besondere Bedeutung hat der FFH-Lebensraumtyp 1110 „Sandbänke mit nur schwacher ständiger 
Überspülung durch Meerwasser“, der Schutzgegenstand des östlich liegenden FFH-Gebiets PLH990002 
ist; nach den vorläufigen Erhaltungszielen sind dort 12.792 ha dieses Lebensraums sowie seine anhand 
von Makrozoobenthos und Sedimentchemie bewertete Qualität in günstigem Zustand zu erhalten. Ohne 
eine räumlich genaue Erfassung und Zustandsbewertung der Biotoptypen sowie eine Überlagerung mit 
den modellierten Wirkzonen lassen sich unmittelbare und mittelbare Beeinträchtigungen, Flächenver-
luste und Auswirkungen auf die Erhaltungsziele nicht verlässlich beurteilen. Die Biotoptypenkartierung 
muss daher zwingend Grundlage des UVP-Berichts und der Natura-2000-Verträglichkeitsprüfung sein. 

 

6.2. Makrozoobenthos und Meiobenthos 

Die Bestandsaufnahme des Makrozoobenthos und des Meiobenthos ist unzureichend. Die KIP nennt 
Mies- und Sandklaffmuscheln, kann bei Letzteren jedoch nicht zwischen lebenden Tieren und leeren Scha-
len unterscheiden (KIP, S. 20). Die Makrozoobenthosuntersuchungen weisen 19 Taxa, starke saisonale 
Schwankungen, eine Dominanz von Muscheln bei der Biomasse sowie geringere Taxazahlen und A-
bundanzen an den projektbezogenen Stationen CEP1 und CEP2 aus (KIP, S. 29–31). Für das Meiobenthos 
fehlt dagegen eine standortbezogene quantitative Bestandsaufnahme nahezu vollständig; verwiesen wird 
im Wesentlichen auf Untersuchungen am Außenhafen und allgemeine Zusammenhänge zwischen Sedi-
mentbeschaffenheit, Detritus, Redoxbedingungen und Meiofauna (KIP, S. 18, 65). Für beide Organismen-
gruppen fehlen insbesondere eine nachvollziehbare Methodik, kartierte Stationen, Replikate, vollständige 
Taxalisten sowie quantitative Abundanz- und Biomassewerte. Der fehlende Nachweis geschützter Arten 
erlaubt keine Bewertung der ökologischen Funktion oder der Bedeutung für den LRT 1110 und die marine 
Nahrungskette. 

Auch die Wirkungsprognose ist unzureichend. Ziffer 7.10.4 behandelt nur das Meiobenthos und räumt 
einen dauerhaften Lebensraumverlust ein, bezeichnet diesen aber ohne Flächenberechnung als geringfü-
gig. Eine eigenständige Bewertung des Makrozoobenthos fehlt; die zusammenfassende Tabelle stuft die 
Auswirkungen auf das Zoobenthos ohne quantitative Herleitung als gering oder unerheblich ein (KIP, S. 
65, 78). 

6.3. Ichthyofauna, Laichhabitate und saisonale Auswirkungen 

Die KIP räumt ein, dass die bisherigen Untersuchungen der Ichthyofauna zeitlich und räumlich begrenzt 
waren und keine kontinuierliche Erfassung über mehrere Saisons ermöglicht haben (KIP, S. 20). Dies ge-
nügt nicht, weil die Pommersche Bucht unter anderem als potenzielles Laichgebiet für Frühjahrshering, 
Grundeln, Tobiasfische und Steinbutt beschrieben wird (KIP, S. 21 f.) und Vorkommen, Wanderungen 
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sowie Laich- und Aufwuchsphasen erheblichen saisonalen Schwankungen unterliegen. Für die UVP sind 
daher aktuelle, mehrjährige und saisonübergreifende Erhebungen zu Adult- und Jungfischbeständen, Ei-
ern, Larven sowie verbindliche Bauzeitenausschlüsse für empfindliche Laich- und Aufwuchszeiten erfor-
derlich. Untersucht werden müssen insbesondere die Auswirkungen von Unterwasserlärm, Baggerarbei-
ten, Sedimentaufwirbelung, Trübungsfahnen, Sedimentation und dauerhaftem Habitatverlust. 

Dabei ist die erhebliche Vorbelastung der Ostsee zu berücksichtigen. Nach HELCOM befanden sich im Be-
wertungszeitraum 2016–2021 nur vier von 15 untersuchten kommerziell genutzten Fischbeständen in gu-
tem Zustand; bei den Küstenfischen wurde ein guter Zustand lediglich in zwei von 22 bewerteten Gebieten 
erreicht. HELCOM nennt die Überfischung neben Eutrophierung, Schadstoffen und Lebensraumverände-
rungen als eine wesentliche Belastung.23 Auch die Bestände von westlichem Dorsch und westlichem He-
ring, deren Bewertungsgebiete die Pommersche Bucht als ICES-Untergebiet 24 einschließen, befinden 
sich weiterhin in kritischem Zustand.24 Zugleich führt die Eutrophierung durch den Abbau organischen 
Materials zu erhöhtem Sauerstoffverbrauch und sauerstoffarmen bis sauerstofffreien Bereichen; beson-
ders in den tiefen Becken der zentralen Ostsee haben sich Gebiete mit geringem Sauerstoffgehalt und das 
Sauerstoffdefizit weiter vergrößert. Mangels aktueller saisonaler Messreihen müssen auch in der Pom-
merschen Bucht zeitweilige Sauerstoffdefizite untersucht werden, insbesondere in warmen, strömungs-
armen Perioden sowie infolge hier zu erwartender zusätzlicher Sedimentation. Die bestehende Vorbelas-
tung relativiert zusätzliche Eingriffe nicht, sondern erhöht wegen der bereits verminderten Widerstands-
fähigkeit der Bestände die Anforderungen an ihre Prüfung. Aufgrund der hydrodynamischen Verbindung 
mit dem Stettiner Haff und dem Odermündungsgebiet muss die grenzüberschreitende UVP zudem die 
Ausbreitung von Schwebstoffen und mögliche Auswirkungen auf Fischbestände und Laichhabitate bis in 
deutsche Gewässer modellieren und kumulativ bewerten. 

6.4. Meeressäuger  

6.4.1. Schweinswal 

6.4.1.1. Bestand 

Die Pommersche Bucht besitzt eine besondere Bedeutung für den Schweinswal. Nach der KIP wurden dort 
an der polnischen Küste die meisten Tiere nachgewiesen; an den sechs nächstgelegenen akustischen Sta-
tionen wurden Schweinswale an 2,4 bis 13,3 % der Erfassungstage registriert (KIP, S. 25). Eine zwölfjährige 
akustische Studie bestätigt, dass die Bucht von Tieren der Beltsee-Population und der vom Aussterben 
bedrohten südlichen Ostseeschweinswalpopulation genutzt wird; die Nachweisraten nahmen insbeson-
dere von Frühjahr bis Herbst zu.25 Für die südliche Ostseeschweinswalpopulation liegt weiterhin lediglich 
die auf den Jahren 2011 bis 2013 beruhende Schätzung von rund 491 Tieren vor, bei einem 95-%-Kon-
fidenzintervall von 71 bis 1.105 Tieren.26 Im Winter können sich die Verbreitungsräume beider Populatio-
nen überlagern. Die Annahme, der Beginn hydrotechnischer Arbeiten zwischen Mitte September und 
Mitte Januar liege außerhalb eines wichtigen Zeitraums, ist daher nicht belastbar; zudem wird nur der 
Beginn, nicht aber das Ende der lärmintensiven Arbeiten festgelegt (KIP, S. 50). 

Das Natura-2000-Gebiet „Ostoja na Zatoce Pomorskiej“ (PLH990002), in dem der Schweinswal Schutzge-
genstand ist, beginnt nur etwa 200 m östlich des (KIP, S. 66, 69–71). Unterwasserschall endet nicht an der 
Schutzgebietsgrenze; zudem gilt der strenge Artenschutz im gesamten natürlichen Verbreitungsgebiet. Zu 
prüfen ist deshalb neben möglichen Verletzungen auch der funktionale Verlust von Nahrungs-, Wande-
rungs-, Fortpflanzungs- und Aufenthaltsräumen. Die Darstellung der „Verscheuchung“ als lediglich vo-
rübergehende Abschreckung, durch die sogar Kollisionen vermieden würden, verkehrt eine mögliche Be-
einträchtigung in eine vermeintliche Schutzwirkung (KIP, S. 66 f.). 

Auch die Bestandsaufnahme ist unzureichend dokumentiert. Die visuelle Erfassung umfasste 2021 ledig-
lich zehn Kontrollen in einem Streifen von jeweils höchstens 500 m beiderseits des Schiffes (KIP, S. 22). 
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Angaben zu Beobachtungsdauer, Seegang, Sichtbedingungen und Entdeckungswahrscheinlichkeit fehlen. 
Die Daten der „Błękitna Patrol“ stammen überwiegend aus der Küstenzone und decken den Offshore-
Bereich nicht systematisch ab; weitere C-POD-Ergebnisse waren nach der KIP noch nicht ausgewertet und 
veröffentlicht (KIP, S. 23). Besonders klärungsbedürftig ist die Angabe, das Hydrophon habe nur den Fre-
quenzbereich von „10 Hz bis 20 Hz“ aufgezeichnet (KIP, S. 26). Schweinswal-Echolokationsklicks liegen 
überwiegend um 130 kHz; CPOD-Systeme erfassen typischerweise etwa 20 bis 160 kHz.25,27 Die Angabe 
ist daher entweder fehlerhaft oder beschreibt ein ungeeignetes Messsystem. Vorzulegen ist der vollstän-
dige Monitoringbericht mit technischen Angaben. 

6.4.1.2. Rammungen und Bohrungen  

Das Vorhaben verursacht erhebliche impulsartige und kontinuierliche Unterwasserschallemissionen. In 
der Bohrkammer sollen bis zu 30 Bohrungen angelegt werden: acht anfängliche Förder- und Injektions-
bohrungen, zwölf mögliche spätere Bohrungen innerhalb der Lagerstätte sowie zehn Reservebohrungen 
beziehungsweise Bohrungen zur möglichen Erschließung benachbarter Lagerstätten (KIP, S. 11 f.). Sämt-
liche 30 Standrohre mit einem Durchmesser von etwa 600 mm sollen bereits während der Bauphase ein-
gerammt werden. Die KIP bezeichnet dies selbst als voraussichtlich lauteste Tätigkeit auf der Insel; das 
Einrammen für jedes Bohrloch soll jeweils weniger als einen Tag dauern (KIP, S. 41, 53). Angaben zu Schla-
genergie, Impulszahl, Rammdauer und Gesamtzeitplan fehlen. Auch die Gründung des 250 m langen, auf 
Pfählen ruhenden Piers wird akustisch nicht beschrieben (KIP, S. 10). Hinzu kommen über die jahrzehnte-
lange Laufzeit Geräusche durch Bohrungen, Generatoren, Pumpen, Baggerarbeiten, Hafen- und Fackelbe-
trieb sowie Versorgungs- und Öltransportschiffe. 

Schweinswale sind auf ihr Gehör zur Orientierung, Kommunikation und Nahrungssuche angewiesen und 
gegenüber Unterwasserschall besonders empfindlich.28 Hochintensiver Impulsschall kann abhängig von 
Empfangspegel, Frequenz, Dauer und Wiederholung Flucht- und Meidereaktionen, Störungen der Nah-
rungssuche, akustische Maskierung, Stress sowie vorübergehende oder dauerhafte Hörschäden verursa-
chen; bei extremen Expositionen sind auch schwere körperliche Verletzungen und Mortalität möglich.29,30 
Untersuchungen zu Offshore-Rammarbeiten dokumentieren verringerte Schweinswalaktivität über Ent-
fernungen von teilweise mehr als 20 km und Rückkehrzeiten von bis zu 24 bis 72 Stunden.31,32  

Die Behauptung, die Schallpegel lägen „deutlich unter den zulässigen Grenzwerten“, ist nicht überprüfbar 
(KIP, S. 41). Weder Grenzwert und Rechtsgrundlage noch Schallkenngröße, Frequenzgewichtung oder Re-
ferenzentfernung werden benannt. Zudem schließt die Einhaltung eines auf Hörschäden bezogenen 
Grenzwertes Verhaltensstörungen und Lebensraumverlust nicht aus. Erforderlich sind Angaben zu Spit-
zenschalldruck, Einzelereignis- und kumulativem Schallexpositionspegel, Frequenzspektrum, Schlagener-
gie und Impulszahl sowie eine standortspezifische Schallausbreitungsmodellierung. Die 30 Rammvor-
gänge sind einzeln und kumulativ mit allen weiteren Bau-, Bohr-, Betriebs- und Rückbaugeräuschen zu 
bewerten. Die Beschränkung auf Tagesstunden sowie die bloße Ankündigung von Soft-Start, Monitoring 
und gegebenenfalls einem Blasenschleier „nach Bedarf“ reichen nicht aus (KIP, S. 41, 50, 53). Monitoring 
ersetzt keine Vermeidungsmaßnahme; ein Soft-Start kann Tiere aus dem Gebiet vertreiben, verhindert 
aber nicht den dadurch entstehenden Lebensraumverlust. 

Besonders kritisch sind die von der KIP selbst berichteten Ergebnisse der Explorationsbohrung Wolin East 
1: Vor Beginn der Bohrungen wurden an allen Messstationen Schweinswale nachgewiesen. Während der 
zweiten Monitoringphase gingen die Nachweise deutlich zurück; an einigen Stationen wurden keine Tiere 
mehr registriert. Innerhalb eines Radius von 500 m um die Plattform erfasste das VPAM-System während 
der Bohrarbeiten keine Schweinswalaktivität, und auch die visuellen Beobachtungen blieben ohne Nach-
weis (KIP, S. 26). Die Befunde sind mit einer lärmbedingten Verdrängung oder Verhaltensänderung ver-
einbar. 

6.4.1.3. Schiffslärm 
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Auch der kontinuierliche Schiffslärm wird unterschätzt. Die KIP bezeichnet den Schiffsverkehr selbst als 
das während der gesamten Laufzeit fortbestehende größere Lärmproblem (KIP, S. 54). Erwartet werden 
etwa zwei kleinere Schiffe pro Tag beziehungsweise 14 pro Woche und nach einer rechnerisch nicht kon-
sistenten Angabe 780 Schiffe pro Jahr (KIP, S. 81). Die Relativierung mit dem bereits hohen Ostseeverkehr 
ist fachlich ungeeignet: Entscheidend sind die zusätzliche örtliche Belastung, Zahl und Dauer der Vorbei-
fahrten, Schiffstypen, Geschwindigkeiten und kumulativen Empfangspegel. Die KIP weist selbst darauf hin, 
dass geringere Schweinswalnachweise an der Hafenzufahrt von Świnoujście mit dem Schiffsverkehr zu-
sammenhängen könnten (KIP, S. 25). Studien belegen, dass bereits vergleichsweise geringer hochfrequen-
ter Schiffslärm deutliche Verhaltensreaktionen auslösen und die Nahrungssuche beeinträchtigen 
kann.33,34 Die bestehende Belastung ist daher als kumulative Vorbelastung und nicht als Rechtfertigung 
zusätzlicher Schalleinträge zu behandeln. 

6.4.2. Kegelrobbe 

Die Kegelrobbe (Halichoerus grypus) ist in den Anhängen II und V der FFH-Richtlinie aufgeführt und in 
Polen streng geschützt; die HELCOM-Empfehlung 27/28-2 verlangt insbesondere die Wiederherstellung 
natürlicher Bestandsgrößen und Verbreitungsgebiete sowie eine Reduzierung des Beifangs auf möglichst 
null.35 Der Ostseebestand hat sich zwar erholt und wurde für 2021 auf rund 60.000 Tiere geschätzt, er-
reicht nach HELCOM aber wegen einer jährlichen Wachstumsrate von nur 5,1 % statt des Schwellenwerts 
von 7 % weiterhin keinen guten Umweltzustand. Für die Pommersche Bucht dokumentiert die KIP von 
Januar 2022 bis September 2024 insgesamt 171 Sichtungen lebender Kegelrobben, teilweise derselben 
Tiere, sowie ein besonders starkes Auftreten während der Heringswanderung von März bis Mai (KIP, S. 
22, 25). Zu den wesentlichen anthropogenen Gefahren gehören Beifang in Fanggeräten, Schadstoffbelas-
tungen, die Störung von Ruhe- und Nahrungsräumen sowie Veränderungen der Nahrungsgrundlage. Vor-
habenbezogen treten das Rammen von 30 Standrohren, zusätzlicher Schiffsverkehr und das Risiko von Öl- 
oder Schadstofffreisetzungen hinzu. Dass anthropogener Unterwasserschall die Nahrungssuche von Ke-
gelrobben verändern kann, wurde experimentell belegt.36 Eine saisonal und kumulativ ausgerichtete Wir-
kungsprognose einschließlich der mittelbaren Auswirkungen auf den Hering als wichtige Nahrungsart ist 
daher erforderlich. 

6.4.3. Seehund 

Auch der Seehund (Phoca vitulina) ist in den Anhängen II und V der FFH-Richtlinie aufgeführt und in Polen 
streng geschützt. Sein Zustand ist besonders kritisch: Nach der HELCOM-Bewertung erreichen sämtliche 
untersuchten Bestände keinen guten Umweltzustand; der Bestand der südwestlichen Ostsee liegt für sich 
betrachtet unter dem Referenzwert von 10.000 Tieren, und seine jährliche Wachstumsrate von 6,6 % blieb 
unter dem Schwellenwert von 9 %. Auch der Verbreitungszustand wird als nicht gut bewertet, weil histo-
rische Fortpflanzungs- und Ruheplätze noch nicht wieder vollständig besiedelt sind.37 Dass bei den ledig-
lich zehn visuellen Kontrollen des Jahres 2021 innerhalb eines jeweils 500 m breiten Beobachtungsstrei-
fens kein Seehund nachgewiesen wurde, belegt deshalb keine fehlende Nutzung der Pommerschen Bucht, 
zumal die KIP Ende Juni und Anfang Juli als sensible Geburts- und Fellwechselzeit nennt (KIP, S. 22, 25). 
Neben Beifang, Schadstoffen, Störungen und Beeinträchtigungen der Nahrungsgrundlage ist insbeson-
dere impulsiver Unterwasserschall relevant: Russell et al. (2016) stellten bei einem anderen Rammvorha-
ben eine signifikante Verdrängung besenderter Seehunde bis in 25 km Entfernung fest.38 Die unbelegte 
Annahme einer stets nur kleinräumigen Wirkung unterstreicht hier die Notwendigkeit einer standortspe-
zifischen Schallausbreitungs- und Verdrängungsprognose sowie ganzjähriger, artspezifischer Erfassungen. 

6.4.4. Ringelrobbe 

Die Baltische Ringelrobbe (Pusa hispida botnica) ist in den Anhängen II und V der FFH-Richtlinie aufgeführt 
und in Polen streng geschützt; für sie gilt dort auch ein ausdrückliches Verbot absichtlicher Störung. Ihr 
Erhaltungszustand ist besonders kritisch: HELCOM stuft den Bestand im Bottnischen Meerbusen als 
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„gefährdet“ und die südliche Managementeinheit aus Schärenmeer, Finnischem Meerbusen und Rigai-
schem Meerbusen als „stark gefährdet“ ein. Beide Managementeinheiten verfehlen sowohl hinsichtlich 
Bestandsentwicklung und Abundanz als auch hinsichtlich ihrer Fortpflanzungs- und Fellwechselgebiete 
den guten Umweltzustand. In der Pommerschen Bucht tritt die überwiegend in der nördlichen Ostsee 
verbreitete Art nur sporadisch auf. Die KIP nennt für die gesamte polnische Küste von 2010 bis 2023 le-
diglich acht Sichtungen und weist bei den projektbezogenen Untersuchungen keine Ringelrobbe nach 
(KIP, S. 22, 25). Angesichts der geringen Untersuchungsintensität belegt dies jedoch nicht, dass einzelne 
wandernde oder nahrungssuchende Tiere den Vorhabenbereich nicht nutzen. Zu den wichtigsten anthro-
pogenen Gefahren zählen der klimabedingte Verlust des für Fortpflanzung und Fellwechsel notwendigen 
Meereises, Beifang, fortwirkende Schadstoffbelastungen und zunehmender Schiffsverkehr. HELCOM 
nennt außerdem Infrastrukturvorhaben, Öltransporte und Störungen als relevante Belastungen. Eine Te-
lemetriestudie an freilebenden Baltischen Ringelrobben stellte beim Queren einer Fährroute Veränderun-
gen des Tauchverhaltens infolge von Schiffslärm fest; wegen der kurzen Exposition wurden dort zwar 
keine nachteiligen Folgen für den Energiehaushalt erwartet, die Studie belegt aber die grundsätzliche Ver-
haltensrelevanz des Lärms.39  

6.5. Vögel 

Die Projektunterlagen erkennen selbst an, dass die Pommersche Bucht zu den wichtigsten Gebieten für 
überwinternde und ziehende Wasservögel in der Ostsee gehört und auf einer bedeutenden nordost-süd-
westlichen Zugroute liegt. Gleichzeitig wird aus der räumlichen Lage des Standorts gefolgert, das Vorha-
ben liege außerhalb der „entscheidenden“ Migrationskorridore. 

Diese Schlussfolgerung ist nicht überzeugend. Die in denselben Unterlagen zitierte Bestandserfassung 
stellt fest, dass Meeresenten im gesamten Untersuchungsgebiet vorkommen, sowohl in flachen Küsten-
gewässern als auch mehrere zehn Kilometer vor der Küste. 

Besonders relevant ist eine im September 2026 veröffentlichte 35-Jahres-Auswertung der Seevogelbe-
stände der südlichen Ostsee. Danach ist die Pommersche Bucht weiterhin ein zentraler Überwinterungs-
schwerpunkt. Bei Eisente und Samtente liegen die heutigen Bestände deutlich unter den historischen Re-
ferenzwerten; zugleich ist die relative Bedeutung der südlichen Ostsee für diese Arten gestiegen.40  

6.6. Nähe zu Natura-2000-Gebieten  

Die Schlussfolgerung des Projektinformationsblatts, erhebliche Auswirkungen auf die benachbarten Na-
tura-2000-Gebiete seien insbesondere aufgrund der Lage des Vorhabens außerhalb der Schutzgebiets-
grenzen nicht zu erwarten, ist fachlich und rechtlich nicht hinreichend begründet. 

Bereits die Projektunterlagen sind hinsichtlich der räumlichen Lage widersprüchlich. Einerseits wird ange-
geben, das Vorhaben befinde sich außerhalb der Natura-2000-Gebiete und die Gebiete PLH990002 
„Ostoja na Zatoce Pomorskiej“, PLB990003 „Zatoka Pomorska“ sowie das HELCOM-Schutzgebiet lägen 
etwa 200 m östlich des Vorhabens (KIP S. 71). An anderer Stelle heißt es dagegen, der überwiegende Teil 
des vorgesehenen Bohrstandorts liege außerhalb davon, während dessen nordöstlicher Rand innerhalb 
des Schutzgebiets liege (KIP, S. 73). Diese Unklarheit muss zunächst durch eine eindeutige, koordinaten-
genaue Darstellung sämtlicher Projektbestandteile gegenüber den Grenzen der Natura-2000-Gebiete ge-
klärt werden. 

Entscheidend ist darüber hinaus nicht allein, ob eine technische Anlage innerhalb oder außerhalb einer 
Schutzgebietsgrenze steht. Die Europäische Kommission stellt zu Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie ausdrücklich 
klar, dass auch Vorhaben außerhalb von Natura-2000-Gebieten einer Verträglichkeitsprüfung bedürfen, 
wenn Wirkungen auf ein Schutzgebiet nicht ausgeschlossen werden können. Dies gilt ausdrücklich auch 
für grenzüberschreitende Auswirkungen. 
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6.6.1. Pommersche Bucht Oderbank – FFH-Gebiet 

Das deutsche FFH-Gebiet „Pommersche Bucht mit Oderbank“ liegt etwa 17 km von der geplanten Bohr-
plattform entfernt. Das Schutzgebiet umfasst den deutschen Teil der Oderbank und besitzt nach Angaben 
des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) eine herausragende ökologische Bedeutung für Fische, Seevögel 
und Schweinswale. Zu den geschützten Lebensraumtypen gehört der FFH-Lebensraumtyp 1110 „Sand-
bänke mit nur schwacher ständiger Überspülung durch Meerwasser“, der nach den vorliegenden Angaben 
eine Fläche von 47.991 ha einnimmt. Als Arten des Anhangs II der FFH-Richtlinie werden der Schweinswal 
(Phocoena phocoena), der Baltische Stör (Acipenser oxyrinchus), der Europäische Stör (Acipenser sturio) 
und die Finte (Alosa fallax) aufgeführt. Mögliche Auswirkungen auf diese Arten sind im Rahmen der UVP 
und des einschlägigen Artenschutzrechts inkl. FFH-Verträglichkeitsprüfung zu prüfen. Besonders hervor-
zuheben ist die Bedeutung des Gebiets für die stark gefährdete Schweinswalpopulation der zentralen Ost-
see. 

Die bereits bestehenden Belastungen des Schutzgebiets unterstreichen seine Empfindlichkeit gegenüber 
zusätzlichen Eingriffen. Nach den Angaben zu den Gefährdungen und Belastungen wird insbesondere die 
Fischerei als Belastungen mit hoher Bedeutung eingestuft. Als Belastungen mit mittlerer Bedeutung wer-
den Luftverschmutzung und luftgetragene Schadstoffe, Meeresverschmutzung, militärische Manöver so-
wie sonstige menschliche Eingriffe und Störungen aufgeführt. Freizeitfischerei, Wassersport, Angelfische-
rei und Schifffahrtswege werden als Belastungen mit geringerer Bedeutung genannt.41 Diese bereits be-
stehenden Belastungen müssen bei der Prüfung kumulativer Auswirkungen berücksichtigt werden. Die 
geplanten Erdölbohrungen können zusätzliche Belastungen insbesondere durch Unterwasserlärm, 
Schiffsverkehr, Schadstoffeinträge und das Risiko von Ölunfällen verursachen. Eine erhebliche Beeinträch-
tigung des FFH-Gebiets darf aufgrund der Entfernung von etwa 17 km keinesfalls ohne eine wissenschaft-
lich fundierte Prüfung der relevanten Wirkpfade ausgeschlossen werden. Insbesondere sind mögliche 
Auswirkungen auf Schweinswale, geschützte Fischarten, benthische Lebensgemeinschaften und die öko-
logischen Funktionen der Sandbänke umfassend zu untersuchen. 

6.6.2. Ostoja na Zatoce Pomorskiej (PLH990002) – FFH-Gebiet 

Das polnische FFH-Gebiet „Ostoja na Zatoce Pomorskiej“ ist aufgrund seiner unmittelbaren räumlichen 
Nähe zum Vorhaben besonders betroffen. Nach den widersprüchlichen Angaben des Projektinformati-
onsblatts ist es vermutlich der Fall, dass Teile des vorgesehenen Bohrstandorts innerhalb des Schutzge-
biets liegen. Das Gebiet umfasst insgesamt rund 243.059 ha und dient insbesondere dem Schutz des Le-
bensraumtyps 1110 „Sandbänke mit nur schwacher ständiger Überspülung durch Meerwasser“, der hier 
eine Fläche von rund 60.783 ha einnimmt. Darüber hinaus sind vier Arten als Schutzgüter aufgeführt: die 
Finte, das Meerneunauge, die Kegelrobbe und der Schweinswal. 

Nach den vorliegenden Angaben zu den bestehenden Gefährdungen zählen die pelagische Schleppnetzfi-
scherei sowie die Sand- und Kiesgewinnung zu den Belastungen mit hoher Bedeutung. Als Belastungen 
mittlerer Bedeutung werden Freizeitfischerei, Ölverschmutzungen des Meeres und die Freisetzung toxi-
scher Chemikalien aus im Meer abgelagertem Material genannt.42 Dass Ölverschmutzungen und toxische 
Schadstoffeinträge bereits als bestehende Gefährdungen des Schutzgebiets erfasst sind, macht eine ver-
tiefte Untersuchung der möglichen Auswirkungen der geplanten Erdölbohrungen besonders dringlich. Im 
Rahmen der FFH-Verträglichkeitsprüfung müssen insbesondere die Auswirkungen des regulären Bohrbe-
triebs sowie möglicher Leckagen und schwerer Störfälle auf die geschützten Sandbänke, die benthischen 
Lebensgemeinschaften, Fische und Meeressäugetiere untersucht werden. Dazu gehören mögliche Aus-
wirkungen durch Bohrspülungen, Bohrklein, Schadstofffreisetzungen, Unterwasserlärm sowie Verände-
rungen der Sedimentverhältnisse. Für die UVP sind zudem belastbare Szenarien zur möglichen Ausbrei-
tung von Erdöl und anderen Schadstoffen unter unterschiedlichen hydrodynamischen und meteorologi-
schen Bedingungen erforderlich. Angesichts der unmittelbaren Nähe und der nicht abschließend geklär-
ten Überschneidung des Vorhabens mit dem Schutzgebiet ist eine umfassende FFH-
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Verträglichkeitsprüfung hier zwingend erforderlich, sofern erhebliche Beeinträchtigungen nicht bereits 
anhand objektiver wissenschaftlicher Erkenntnisse sicher ausgeschlossen werden können. 

6.6.3. Zatoka Pomorska (PLB990003) – EU-Vogelschutzgebiet 

Das polnische EU-Vogelschutzgebiet „Zatoka Pomorska“ liegt ebenfalls in unmittelbarer Nähe zum ge-
planten Vorhaben und dient dem Schutz zahlreicher Seevogelarten. Elf Vogelarten sind als Schutzgüter 
des Gebiets aufgeführt. Hierzu zählen unter anderem der Tordalk (Alca torda), die Gryllteiste (Cepphus 
grylle), die Eisente (Clangula hyemalis), der Prachttaucher (Gavia arctica), der Sterntaucher (Gavia 
stellata), die Samtente (Melanitta fusca), die Trauerente (Melanitta nigra), der Mittelsäger (Mergus ser-
rator), der Haubentaucher (Podiceps cristatus) und der Rothalstaucher (Podiceps grisegena). Das Gebiet 
besitzt insbesondere während der Zug- und Überwinterungszeiten eine hohe Bedeutung für Seevögel. 
Während des Winter können hier mehr als 100.000 Wasservögel vorkommen.43 

In den vorliegenden Angaben zu den Belastungen des Gebiets werden sonstige Urbanisierungs-, Industrie- 
und vergleichbare menschliche Aktivitäten als Belastungen mit mittlerer Bedeutung aufgeführt.44 Die ge-
planten Erdölbohrungen können insbesondere durch zusätzliche Schiffsbewegungen, Beleuchtung der 
Bohrplattform, betriebsbedingte Störungen, Lärm und mögliche Ölverschmutzungen Auswirkungen auf 
die geschützten Vogelarten haben. Besonders kritisch wären Ölverschmutzungen, da sie für Seevögel so-
wohl durch die Beeinträchtigung des Gefieders als auch durch die Aufnahme von Schadstoffen erhebliche 
Folgen haben können. Zudem können Störungen zur Verdrängung aus wichtigen Nahrungs-, Rast- und 
Überwinterungsgebieten führen. In der FFH-Verträglichkeitsprüfung müssen daher alle geschützten Vo-
gelarten sowie ihre artspezifischen Habitatansprüche, die räumliche und saisonale Nutzung des Schutzge-
biets und die möglichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Erhaltungsziele untersucht werden. Hierfür 
sind belastbare Untersuchungen erforderlich, die insbesondere die Hauptzugzeiten, Überwinterungsperi-
oden und mögliche Empfindlichkeiten gegenüber Lichtemissionen und Schiffsverkehr berücksichtigen. 

6.6.4. Delta Świny (PLB320002) – EU-Vogelschutzgebiet 

Das polnische EU-Vogelschutzgebiet „Delta Świny“ umfasst einen ökologisch besonders wertvollen Küs-
ten- und Feuchtgebietskomplex im Bereich der Swine-Mündung. Es werden für das Gebiet 22 geschützte 
Vogelarten aufgeführt. Die Landschaft zeichnet sich durch eine enge Verzahnung von Küstengewässern, 
Feuchtwiesen, Röhrichten, Salzwiesen und weiteren Feuchtlebensräumen aus. Das Gebiet ist insbeson-
dere als Brut-, Rast- und Nahrungshabitat für zahlreiche Wasser- und Watvogelarten sowie für Zugvögel 
von Bedeutung.45 Der Nationalpark Wolin beschreibt die Swine-Delta-Region als Vogelgebiet von europä-
ischer Bedeutung. 

Insbesondere bei einer unfallbedingten Freisetzung von Erdöl oder anderen Schadstoffen ist zu untersu-
chen, ob diese durch Strömungen, Wind und küstennahe Transportprozesse in Richtung der Swine-Mün-
dung und der angrenzenden sensiblen Küstenlebensräume gelangen können. Darüber hinaus müssen 
mögliche Auswirkungen auf Vogelarten betrachtet werden, die sowohl das Schutzgebiet als auch die vor-
gelagerten Meeresbereiche zur Nahrungssuche, Rast oder während ihrer Wanderungen nutzen. Hierzu 
gehören insbesondere potenzielle Beeinträchtigungen durch Schadstoffeinträge, Schiffsverkehr und Stö-
rungen in funktional verbundenen Nahrungshabitaten. Das Gebiet muss deshalb in die Prüfung einbezo-
gen werden; sofern erhebliche Auswirkungen anhand objektiver wissenschaftlicher Erkenntnisse nicht 
ausgeschlossen werden können, ist eine gebietsspezifische FFH-Verträglichkeitsprüfung durchzuführen. 
Dabei sind insbesondere die ökologischen Verbindungen zwischen den Küstengewässern der Pommer-
schen Bucht und den geschützten Feuchtgebietslebensräumen des Swine-Deltas zu berücksichtigen. 

6.6.5. Wolin i Uznam (PLH320019) – FFH-Gebiet 

Das polnische FFH-Gebiet „Wolin i Uznam“ umfasst einen vielfältigen Komplex aus marinen, küstennahen 
und terrestrischen Lebensräumen im Bereich der Inseln Wolin und Usedom. Nach den vorliegenden 
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Angaben werden für das Gebiet 22 geschützte Lebensraumtypen und elf Arten des Anhangs II der FFH-
Richtlinie aufgeführt. Zu den relevanten Lebensraumtypen gehören insbesondere Ästuare (LRT 1130), ein-
jährige Spülsäume (LRT 1210), atlantische Salzwiesen (LRT 1330), Primärdünen (LRT 2110), Weißdünen 
mit Strandhafer (LRT 2120) sowie entkalkte Dünen mit Krähenbeerenheiden (LRT 2140). Zu den geschütz-
ten Arten zählen unter anderem die Kegelrobbe, der Fischotter, das Große Mausohr und der Schweins-
wal.46 

Aufgrund der ökologischen Verbindung zwischen den Küstengewässern der Pommerschen Bucht und den 
geschützten Lebensräumen der Inseln Wolin und Usedom müssen mögliche Auswirkungen des Vorhabens 
auch für dieses Schutzgebiet untersucht werden. Von besonderer Bedeutung sind mögliche Schadstoffe-
inträge und Ölverschmutzungen, die bei entsprechender Ausbreitung Küstenabschnitte, Ästuarbereiche 
und empfindliche Strand- und Dünenlebensräume beeinträchtigen könnten. Darüber hinaus sind poten-
zielle Auswirkungen auf marine Säugetiere, insbesondere Schweinswale und Kegelrobben, zu berücksich-
tigen, die über die Grenzen einzelner Schutzgebiete hinausreichende Lebensräume nutzen können. Im 
Rahmen der FFH-Verträglichkeitsprüfung ist anhand belastbarer hydrodynamischer Modellierungen und 
artspezifischer Untersuchungen zu klären, ob und in welchem Umfang die Erhaltungsziele des Gebiets 
durch den regulären Betrieb oder mögliche Störfälle beeinträchtigt werden können. Auch für dieses Ge-
biet ist eine vollständige gebietsspezifische Verträglichkeitsprüfung erforderlich, sofern erhebliche Beein-
trächtigungen nicht mit der notwendigen wissenschaftlichen Sicherheit ausgeschlossen werden können. 
Dabei müssen die unterschiedlichen Empfindlichkeiten der geschützten Lebensraumtypen und Arten so-
wie mögliche kumulative Belastungen berücksichtigt werden. 

6.7. Grenzüberschreitende Belastungen  

Die in Tabelle 6 vorgenommene Bewertung der grenzüberschreitenden Auswirkungen ist aus Sicht der 
DUH in wesentlichen Punkten nicht hinreichend nachvollziehbar. Die Einordnung der grenzüberschreiten-
den Belastungen erscheint vielmehr als eine vorweggenommene Screening-Bewertung als eine belastbare 
grenzüberschreitende Wirkungsanalyse. Nach der ESPOO-Konvention müssen für mögliche Auswirkungen 
unter anderem die Betrachtungen von räumlichem Ausmaß, Intensität, Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häu-
figkeit, Reversibilität, Kumulation und grenzüberschreitendem Charakter vorgenommen werden. Wieder-
holt werden Auswirkungen mit Hinweis auf ihren "lokalen Charakter" als gering, unerheblich oder nicht 
relevant eingestuft. Ausbreitungsrechnungen, sowie Schwellenwerte, Szenarien oder Modellannahmen 
sind dem Report in Bezug auf grenzüberschreitende Belastungen nicht zu entnehmen.   

Die räumliche Begrenzung einer Wirkung darf nicht vorausgesetzt werden, sondern muss aus den projekt-
spezifischen Eigenschaften, den örtlichen Umweltbedingungen und geeigneten Prognosemethoden her-
geleitet werden. Dies gilt insbesondere für suspendierte Sedimente, Nähr- und Schadstoffe, Unterwasser-
lärm sowie potenzielle Kohlenwasserstofffreisetzungen.  

Darüber hinaus sind Fische, Meeressäuger und Seevögel mobile Schutzgüter. Auch eine räumlich be-
grenzte Störquelle kann deshalb Wirkungen auf Tiere entfalten, deren Lebens-, Nahrungs-, Rast- oder 
Wanderungsräume Staatsgrenzen überschreiten. 

6.8. Ölwehrmaßnahmen und irreversible Schäden 

Die Entfernung der geplanten Bohrplattform zur Küste beträgt lediglich etwa sechs Kilometer. Damit liegt 
die Plattform in einer Entfernung, in der ein Ölaustritt erhebliche Auswirkungen auf die Küstengebiete 
haben kann. In der KIP wird die Wahrscheinlichkeit der Verschmutzung der Küste, bei einer Ölverschmut-
zung von mehr als 5.000 m³ als “sehr hoch” bezeichnet (KIP, S. 76). 

Besonders kritisch ist die Argumentation des Vorhabenträgers, wonach ein möglicher Ölaustritt aus dem 
Vorhaben weniger gravierend wäre als eine Havarie eines Tankschiffs. Dieser Vergleich vermag die mit 
dem Vorhaben verbundenen Risiken nicht zu entkräften.  
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Der Vorhabenträger stellt selbst fest, dass eine Ölverschmutzung von mehr als 5.000 m³ katastrophal 
wäre; zugleich wird eingeräumt, dass das mögliche Ausmaß eines Austritts nicht genau abgeschätzt wer-
den kann. Es wird jedoch anerkannt, dass ein schwerer Unfall nicht lediglich abstrakte Auswirkungen auf 
die offene See hätte, sondern unmittelbar zu einer erheblichen Belastung der Küste führen könnte.  

Wenn anschließend darauf verwiesen wird, dass “das Ausmaß der Meeresverschmutzung durch den ge-
nannten potenziellen Ölaustritt weitaus geringer wäre als im Falle einer Havarie eines Tankschiffs, das 
Kohlenwasserstoffe transportiert” (KIP, S. 76), wird damit lediglich ein weiteres Risiko beschrieben. Dar-
aus folgt nicht, dass das zusätzliche Risiko einer geplanten Bohrinsel unerheblich wäre. Die Argumentation 
des Vorhabenträgers, andere Anlagen bzw. Schiffe würden ein größeres Risiko darstellen, ist nicht tragfä-
hig. Aus der KIP wird nicht deutlich, woher diese Informationen entnommen werden. Bevor eine solche 
Risikoeinschätzung als Grundlage für die Umweltbewertung herangezogen werden kann, ist vielmehr eine 
nachvollziehbare Havariewahrscheinlichkeitsanalyse vorzulegen.   

Ferner bestätigt der Vorhabensträger, dass das Projektgebiet bereits erheblichen Vorbelastungen ausge-
setzt ist, zu denen mit Realisierung des Vorhabens potenzielle Öl- und Schadstoffereignisse hinzukommen. 
Die Frage ist daher nicht nur, ob die Bohrplattform isoliert betrachtet eine geringere Gefährdung darstellt 
als ein Tankschiff, sondern ob durch das Vorhaben eine weitere relevante Gefahrenquelle in einem bereits 
stark genutzten und ökologisch empfindlichen Meeresraum hinzukommt. Der Hinweis auf Tankschiffe 
muss daher allenfalls Gegenstand einer gesonderten kumulativen Risikobetrachtung sein. Es ist zudem zu 
vermuten und muss geprüft werden, ob durch die Plattform und dem mit ihr einhergehenden Anlanden 
von Öltankern das Risiko einer Havarie vor der Küste insgesamt ansteigt.  

Erforderlich wäre vielmehr eine nachvollziehbare quantitative Risikobetrachtung, die die Eintrittswahr-
scheinlichkeit eines relevanten Ölaustritts aus der Bohrplattform, die möglichen Austrittsmengen ein-
schließlich eines Worst-Case-Szenarios, die Ausbreitungsmodellierung auf See und für beeinträchtige Küs-
tenbereiche, die bereits bestehenden Risiken durch Schiffsverkehr und sonstige Nutzungen sowie die 
möglichen kumulativen Auswirkungen mehrerer Schadensereignisse berücksichtigt.  

Besonders schwer wiegt, dass der Projektbericht selbst dauerhafte bzw. irreversible Auswirkungen nicht 
ausschließt. Er räumt ausdrücklich ein, dass ein katastrophaler Ölaustritt bei ungünstigem Verlauf zu ho-
hen Mortalitätsraten bei Vögeln und Fischen führen und bei bestimmten Fischpopulationen zu einem 
dauerhaften Verlust der Geschmackseigenschaften und damit des kommerziellen Wertes führen kann. 
Seit 2024 hat es allein in der Pommerschen Bucht 19 Ölaustritte von Schiffen mit einer Gesamtfläche von 
50 m2 gegeben.47 Auch im angrenzenden FFH-Gebiet Ostoja na Zatoce Pomorskiej (PLH990002) werden 
Ölaustritte in der Gefahrenbewertung mit Medium bewertet. Diese müssen kumulativ zusammen mit der 
Ölunfallanalyse in der UVP betrachtet werden.   

Die Projektunterlagen enthalten zudem einen fatalen Widerspruch. Einerseits werden mögliche ökologi-
sche Auswirkungen, einschließlich hoher Sterblichkeit von Vögeln und Fischen, erwähnt, sowie der dau-
erhafte wirtschaftliche Wertverlust bei Fischbeständen (KIP, S. 75). Dann wird hingegen behauptet, die 
Gefahr für Vögel sei wegen der sehr geringen Wahrscheinlichkeit unerheblich (KIP, S. 76). Dabei beruft 
sich die KIP auf Fachliteratur, ohne diese namentlich zu erwähnen.  

Die KIP nennt zwar schwimmende Sperren, Sorptionsmittel, Absorptionsbarrieren und die Möglichkeit 
des Einsatzes eines Ölbekämpfungsschiffes (KIP, S.50, 74). Daraus folgt jedoch nicht, dass ein Unfall wirk-
sam verhindert oder beherrscht werden kann. Wie in der KIP selbst festgestellt, ist die Ausbreitung von 
der freigesetzten Menge, Wind, Seegang, Strömung und den Eigenschaften des Öls abhängig (KIP, S. 76). 
Es unterbleibt eine Bewertung, ob diese Maßnahmen im konkreten Unfall tatsächlich ausreichen. 

Es müsste außerdem nachgewiesen werden, welche finanziellen Mittel für die Bekämpfung und Beseiti-
gung eines schweren Ölunfalls zur Verfügung stehen und wer für die langfristigen Folgekosten aufkommt. 
Der Bericht räumt selbst ein, dass die Wiederherstellung des Zustandes vor einem Unfall mit erheblichen 
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finanziellen Aufwendungen verbunden sein kann. Bei einem Unfall mit Küstenbetroffenheit müssen daher 
nicht nur die unmittelbaren Bekämpfungskosten, sondern auch langfristige Kosten für Reinigung, Moni-
toring, Wiederherstellung von Lebensräumen sowie mögliche Schäden an Fischerei und Tourismus selbst 
vom Vorhabenträger durch entsprechende Versicherungen berücksichtigt und nachgewiesen werden. 

6.9. Kollisions- und Havarierisiko 

Hinzu kommt das unzureichend bewertete Kollisions- und Havarierisiko. Das Vorhaben schafft rund sechs 
Kilometer vor der Hafeneinfahrt von Świnoujście mit künstlicher Insel, Wellenbrecher, Hafen, Zufahrtska-
nal und einem dauerhaft liegenden Lagerschiff ein neues festes bzw. schwimmendes Hindernis. Das La-
gerschiff soll bis zu 20.500 t Erdöl aufnehmen; das Öl wird anschließend auf doppelwandige Transport-
schiffe umgeschlagen. Hinzu kommen Versorgungs-, Arbeits- und Tankschiffe. Für die mögliche Verdopp-
lung der Förderung auf 8.200 t täglich sollen der Zufahrtskanal auf 15 m vertieft sowie Lagerkapazität und 
Größe der Transportschiffe erhöht werden. Die KIP räumt selbst ein, dass der Verkehr während der Bau- 
und Bohrarbeiten „relativ intensiv“ sein wird, und dass Kollisionen zwischen Schiffen, Tankschiffen und 
Insel möglich sind.  

Methodisch ungeeignet ist der Vergleich der projektbedingten Verkehre mit dem gesamten Schiffsverkehr 
der Ostsee. Die KIP nennt etwa zwei zusätzliche Schiffe täglich, 14 wöchentlich und 780 jährlich (KIP, S. 
81). Zudem bleibt offen, ob Schiffsbewegungen, einzelne Schiffe oder Hafenanläufe gezählt werden und 
welcher Anteil auf beladene Rohöltanker entfällt. Soweit die Angaben vergleichbar sind, entsprächen 780 
Fahrten immerhin rund 12 % der ebenfalls von der KIP genannten 6.500 jährlichen Schiffsanläufe in Stettin 
und Świnoujście. Entscheidend ist ohnehin nicht der Anteil am gesamten Ostseeverkehr, sondern die lo-
kale Begegnungs-, Kreuzungs- und Manöverdichte im Hafenanlauf. Gerade Fähren, kleinere Fischerei- und 
Sportfahrzeuge, die bei der ostseeweiten Vergleichszahl der KIP ausdrücklich unberücksichtigt bleiben, 
sind für das lokale Kollisionsrisiko ebenfalls relevant. 

Hinzu kommen erhebliche kumulative Verkehre. Der geplante Tiefwasser-Containerhafen „Przylądek Po-
merania“ soll östlich des LNG-Wellenbrechers entstehen, jährlich bis zu zwei Millionen Twenty-foot Equi-
valent Units (TEU) umschlagen und gleichzeitig zwei 400 m lange sowie ein 250 m langes Schiff aufnehmen 
können.48 Das LNG-Terminal wurde bereits um einen zweiten Anleger erweitert und verfügt seit 2025 
über eine Regasifizierungskapazität von 8,3 Mrd. m³ jährlich. Im Jahr 2025 liefen 81 LNG-Tanker das Ter-
minal an – 20 mehr als im Vorjahr. Damit steigt nicht nur die Zahl großer Schiffe im selben Seegebiet;49 
zugleich nehmen Begegnungen mit Schiffen zu, die Rohöl oder LNG und damit gefährliche Güter mit un-
terschiedlichen, jeweils erheblichen Schadenspotenzialen transportieren. Der Containerverkehr erhöht 
die Begegnungsdichte zusätzlich. Welche gefährlichen Güter darüber hinaus in Containern befördert wer-
den, ist im UVP-Bericht gesondert zu quantifizieren. 

Schiffskollisionen stellen in der Ostsee kein lediglich theoretisches oder entferntes Risiko dar. HELCOM 
verzeichnete allein 2020 insgesamt 251 Schiffsunfälle, darunter 76 Kollisionen bzw. Kontakte mit Schiffen 
oder festen Objekten; 62 und damit 82 % dieser Kollisionsereignisse ereigneten sich in Häfen oder Hafen-
zufahrten.50 Als bekannte Unfallursachen wurden insbesondere technische Fehler und menschliche Fak-
toren erfasst. Auch für Świnoujście liegt ein konkretes jüngeres Beispiel vor: Am 15. Juli 2024 kollidierte 
das fahrende Schiff „Argonaut“ im Hafen mit der festgemachten Fähre „Baltivia“.51 Die Kombination aus 
wachsender Verkehrsdichte, unterschiedlich großen und manövrierfähigen Schiffen, Gefahrguttranspor-
ten, An- und Ablegevorgängen, einem zusätzlichen festen Hindernis sowie möglichen technischen Ausfäl-
len, menschlichen Fehlern, schlechter Sicht und Starkwind begründet daher ein reales und untersuchungs-
bedürftiges Risiko. 

6.10. Bodenabsenkungen 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung muss mögliche geomechanische Folgen der Erdölförderung, insbeson-
dere Boden- bzw. Meeresbodenabsenkungen, Veränderungen des Gebirgsspannungszustands und 
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induzierte Seismizität, untersuchen. Auch wenn die Plattform nur zum Teil im FFH-Gebiet steht, können 
die Bodenabsenkungen jedoch bis weit in das Gebiet hineinreichen. Nach Art. 6 Abs. 3 FFH-RL dürfen 
erhebliche Beeinträchtigungen nur ausgeschlossen werden, wenn unter Berücksichtigung der besten wis-
senschaftlichen Erkenntnisse kein vernünftiger wissenschaftlicher Zweifel verbleibt. Jedoch sind sowohl 
Bodenabsenkungen als auch Erdbeben regelmäßige Begleiterscheinungen von Ölförderung. Dieser Aspekt 
muss also ebenfalls in einer FFH-Verträglichkeitsprüfung geprüft werden. 

Für den Norddeutschen Beckenraum zeigen Haug, Nüchter & Henk (2018),52 dass förderbedingte Reser-
voirkompaktion die Reaktivierung steiler Störungen begünstigen kann.  

Auch Wasserinjektion schließt geomechanische Risiken nicht aus. Für das Ekofisk-Ölfeld in der Nordsee 
dokumentieren Ottemöller et al. (2005)53 ein induziertes Erdbeben sowie horizontale und vertikale Bo-
denbewegungen im Zusammenhang mit Wasserinjektion.  

De la Barra et al. (2024)54 weisen in ihrer Studie im niederländischen Wattenmeer nach, dass förderbe-
dingte Absenkungen mit Veränderungen der Korngröße und der Zusammensetzung der Makro-
zoobenthosgemeinschaft verbunden waren. Diese Bodentiere bilden wiederum eine wesentliche Nah-
rungsgrundlage für Vögel und Fische. 

Bei einer förderbedingten Absenkung von durchschnittlich etwa 2 mm/Jahr im niederländischen Watten-
meer wurde die mittlere Höhenlage der Wattflächen in den Niederlanden bislang zwar durch zusätzliche 
Sedimentation weitgehend ausgeglichen. Gleichwohl veränderte sich die Sedimentzusammensetzung: 
Der Schlickanteil war im Absenkungsgebiet um etwa drei Prozentpunkte erhöht und die mediane Korn-
größe nahm um rund 1 μm pro Jahr ab. Auch Veränderungen der Zusammensetzung des Makro-
zoobenthos wurden festgestellt. Gerade diese Bodentiere bilden jedoch eine wesentliche Nahrungs-
grundlage für Vögel und Fische des Wattenmeers. Die Autoren vermuten, dass selbst eine morphologisch 
durch Sedimentation kompensierte Bodenabsenkung ökologische Parameter des Wattbodens verändern 
könnte und sich durch Veränderungen der lokalen Höhe die Eignung von Gebieten für verschiedene Arten 
wandelt. Je nachdem, welche Tiefe die Arten innerhalb des Absenkungsgebiets nutzen, könnte dies zu 
einem Anstieg oder Rückgang der Artenzahlen führen. Diese Wirkungen sind daher auch im Rahmen einer 
Umweltverträglichkeits- und auch in einer FFH-Verträglichkeitsprüfung zu untersuchen. 

6.11. Erdbebenrisiko 

Auch das Risiko förderinduzierter Erdbeben muss Gegenstand der Umweltverträglichkeits- und FFH-Ver-
träglichkeitsprüfung sein. Dass die Entnahme von Kohlenwasserstoffen Erdbeben auslösen oder bereits 
vorgespannte Störungen reaktivieren kann, ist für den norddeutschen Raum wissenschaftlich belegt. 
Dahm et al. (2015)16 untersuchte das Erdbeben von Rotenburg 2004 (Mw 4,4) nahe dem Gasfeld Söhlin-
gen. Ihre Modellierungen ermitteln unter Einbeziehung der Unsicherheiten von Modellparametern und 
Herdlokalisierung eine Wahrscheinlichkeit von 71 ± 20 %, dass das Mw-4,4-Erdbeben von Rotenburg 
durch förderbedingte Spannungsänderungen infolge der Druckentnahme aus dem Gasfeld getriggert 
wurde. Bemerkenswert ist, dass auch dieses Reservoir von Zechsteinsalz und einem Salzstock überlagert 
wird und von steilen Störungen durchzogen ist.  

Neuere Modellierungen für den norddeutschen Beckenraum bestätigen diesen Mechanismus. Hergert et 
al. (2022)17 zeigen, dass Druckabsenkung und Reservoirkompaktion Störungen bis zu einem kritischen 
Spannungszustand belasten können. Zeitpunkt und Stärke eines möglichen Bruchs hängen dabei wesent-
lich vom ursprünglichen Spannungszustand, den Reibungseigenschaften und der Lage der Förderung zur 
Störung ab.  

Am Beispiel eines norddeutschen Gasfeldes konnten zudem Baisch et al. (2023)18 die beobachtete indu-
zierte Seismizität mit einem dreidimensionalen geomechanischen Modell reproduzieren. Dabei trat die 
Seismizität erst mehrere Jahre nach Förderbeginn auf. Laut den Autoren können mittelstarke Ereignisse 
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nach den Beobachtungen zudem ohne eine vorausgehende Serie kleinerer Beben auftreten. Auch wurde 
gezeigt, dass ein durch die Förderung ausgelöster Störungsbruch sich über die vertikalen Grenzen des 
Reservoirs hinaus in das umgebende Gebirge ausbreiten kann. Die seismische Wirkung ist damit nicht auf 
den Förderhorizont beschränkt.  

Seismische Erschütterungen können darüber hinaus zu einer Resuspension oberflächennaher Sedimente 
führen. Eine solche Sedimentaufwirbelung kann die Trübung der Wassersäule erhöhen, benthische Orga-
nismen überdecken oder verdrängen und damit lokale Lebensgemeinschaften verändern. Werden orga-
nische Sedimentanteile resuspensiert, kann deren verstärkter mikrobieller Abbau den Sauerstoffver-
brauch in der Wassersäule erhöhen und lokal sauerstoffarme Bedingungen begünstigen. Zugleich können 
zuvor im Sediment gebundene Schadstoffe oder Nährstoffe erneut in die Wassersäule gelangen und 
dadurch zusätzliche ökologische Belastungen durch Eutrophierung oder erhöhten Schadstoffeintrag ver-
ursachen. Auch sedimentgebundener organischer Kohlenstoff kann resuspensiert und remineralisiert 
werden, wodurch der Gehalt von CO2 in der Wassersäule steigt. Dadurch erhöht sich der CO2-Austausch 
mit der Atmosphäre und damit auch der Treibhausgaseffekt. Für das ökologisch hochsensible Watten-
meer sind daher nicht nur unmittelbare Bodenverformungen, sondern auch mögliche Folgen einer seis-
misch ausgelösten Sedimentresuspension als eigenständiger Wirkpfad zu berücksichtigen.  

6.12. Rückbau 

Ein gravierendes Defizit der KIP liegt in der vollständigen Ausblendung der Umweltfolgen des Rückbaus. 
Nach § 55 Abs. 2 Nr. 3 BBergG wird bei Einstellung der Gewinnung die restlose Beseitigung aller obertägi-
gen und untertägigen Anlagen verlangt. Die mit diesem Rückbau verbundenen, massiven Umwelteffekte 
müssen bereits heute als integraler Bestandteil der Gesamtwirkung des Vorhabens bewertet werden. 

Der vollständige Rückbau einer massiven, künstlichen Industrieinsel in Spundwandbauweise inmitten ei-
nes hochdynamischen Wattenmeeres stellt einen großen, ökologisch hochgradig belastenden Eingriff dar. 
Um die Insel zurückzubauen, müssen erhebliche technische Maßnahmen ergriffen werden: 

1. Schwere schwimmende Arbeitsgeräte und Schiffsbewegungen: Der Abtransport der Spundwände, der 
enormen Stahlbetonfundamente und der gesamten obertägigen Aufbereitungstechnik (wie Separatoren, 
Verdichter und Heißwasseranlagen) erfordert den Einsatz von schweren Schwimmkränen, Pontons und 
einer Vielzahl von Schleppern und Versorgern. Dies führt zu einer temporären, jedoch extremen Verviel-
fachung des Schiffsverkehrs im Schutzgebiet. 

2. Massive Vibrations- und Unterwasserschallemissionen: Das Ziehen der tief in den Meeresboden ge-
rammten Spundwände und der Rückbau der untertägigen Bohrlochssicherungen erfordern den Einsatz 
schwerer Rüttel-, Schneid- und Bohrwerkzeuge. Die dabei entstehenden Unterwasserschallpegel über-
schreiten die akustischen Grenzwerte zum Schutz mariner Säugetiere bei Weitem und stellen eine akute 
Gefahr von Gehörschäden und massiven Vertreibungen für Schweinswale, Seehunde und Kegelrobben 
dar. Außerdem entstehen durch den Abtransport der Spundwände und Bohrlochsicherungen immense 
Sedimentabtragungen mit Trübungsfahnen und Resuspension von gespeichertem Kohlenstoff und Schad-
stoffen zur Folge. Diese müssen ebenfalls in der UVP mit bewertet werden. 

3. Intensive Baggerarbeiten und Trübung: Um die Zufahrbarkeit für die schweren Rückbauschiffe und 
Kräne im flachen Wattenmeer zu gewährleisten, sind umfangreiche Ausbaggerungen der Fahrrinnen er-
forderlich. Diese Baggerarbeiten führen zu einer extremen Aufwirbelung von Sedimenten und einer lang-
anhaltenden Trübung des Wassers. Neben der mechanischen Vernichtung von Bodenorganismen führt 
dies zu einem Sauerstoffentzug im Wasser. Geschützte Fischarten wie der Maifisch, die Finte, das Meer-
neunauge und das Flussneunauge, deren Erhaltungsziele eine hohe Wasserqualität und ungestörte Wan-
derkorridore fordern, werden dadurch direkt durch Sauerstoffarmut und das Abtragen von Fischlaich ge-
schädigt. 
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Der vollständige Abbau ist zwar langfristig zwingend erforderlich, um den dauerhaften, rechtswidrigen 
Flächenverbrauch des Lebensraums zu beenden und eine Rekultivierung des Sediments zu ermöglichen. 
Der Rückbauprozess selbst birgt jedoch derart gravierende Risiken für die Erhaltungsziele, dass er nicht 
einfach ungesehen in die Zukunft verschoben werden darf. Ein Fortbetrieb, der diesen schweren Eingriff 
ohne vorherige FFH-Verträglichkeitsprüfung legitimiert, ist aus ökologischer Sicht unverantwortlich und 
rechtswidrig. 

Zudem muss der Vorhabenträger den Nachweis erbringen, dass die vollständigen Kosten für den Rückbau 
vom Konzern gezahlt werden und die entsprechenden finanziellen Mittel dafür vorgehalten werden, da-
mit sichergestellt werden kann, dass der Rückbau wirklich stattfindet. 

 

6.13. Kumulative Effekte 

6.13.1.  Munitionsaltlasten 

Die KIP behandelt mögliche Munitionsaltlasten nicht. Deren Relevanz ist jedoch konkret belegt: Im Bereich 
des künftigen Wellenbrechers des neuen Außenhafens wurden fünf britische Seeminen mit insgesamt 
etwa 2.500 kg TNT-Äquivalent gefunden, die rund 1.000 m vom LNG-Wellenbrecher entfernt in etwa 10 
m Tiefe lagen.55 Dies macht eine flächendeckende Kampfmittelsondierung sämtlicher Eingriffsflächen er-
forderlich. Zu bewerten sind außerdem kumulative Auswirkungen einer möglichen Räumung oder Spren-
gung mit Rammungen und Baggerarbeiten, insbesondere Unterwasserlärm und Druckwellen, Schad-
stofffreisetzungen, Sedimentaufwirbelung sowie Gefahren für Meeressäuger, Fische und Beschäftigte.56 

 

6.13.2.  Ausbau Containerhafen Swinemünde 

Die KIP beschränkt die möglichen kumulativen Wirkungen mit dem Containerhafen im Wesentlichen auf 
Luftschadstoffe, Lärm und Schwebstoffe und erklärt erhebliche betriebliche Auswirkungen pauschal für 
nicht zu erwarten (KIP, S. 81). Dies wird dem Umfang des inzwischen in die Umsetzung gegangenen Vor-
habens nicht gerecht: Geplant sind etwa 186 ha neue Landfläche, ein 1,3 km langer Containerkai, eine 
Kapazität von bis zu zwei Millionen TEU jährlich, ein 17 m tiefes Hafenbecken und eine Fahrrinne für die 
größten Ostsee-Containerschiffe.57 Kumulativ zu untersuchen sind insbesondere Meeresbodenverlust, 
Baggerungen, Trübung und Sedimentation, veränderte Strömungsverhältnisse, Unterwasserlärm, Licht- 
und Luftemissionen sowie die Zunahme des Schiffs- und Gefahrgutverkehrs einschließlich Kollisionsrisi-
ken. Dabei sind zeitlich überlappende ebenso wie aufeinanderfolgende Bau- und Betriebsphasen zu be-
rücksichtigen. 

6.13.3.  LNG-Terminal Swinemünde 

Auch die kumulativen Wirkungen mit dem LNG-Terminal werden nicht belastbar bewertet. Das Terminal 
wurde um einen zweiten Anleger und einen dritten Tank erweitert; seine jährliche Regasifizierungskapa-
zität beträgt seit 2025 8,3 Mrd. m³.49 Im Jahr 2025 wurden 81 LNG-Lieferungen abgefertigt, 20 mehr als 
im Vorjahr. Mit Wolin East kommen regelmäßig Öl-, Versorgungs- und Arbeitsschiffe sowie ein dauerhaft 
liegendes Öllagerschiff hinzu. Erforderlich ist daher eine gemeinsame, standortbezogene Bewertung von 
Schiffsverkehr, Unterwasserlärm, Luft- und Lichtemissionen, Kollisions- und Havarierisiken sowie der ver-
fügbaren Gefahrenabwehrkapazitäten. Die unterschiedlichen Schadensszenarien von LNG- und Roh-
öltransporten sind dabei getrennt zu untersuchen und anschließend kumulativ zu bewerten. 

 

7. Fazit 
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Die Deutsche Umwelthilfe fordert Sie auf, unter Berücksichtigung der hier angebrachten Punkte eine um-
fangreiche Umweltverträglichkeitsprüfung und ebenfalls eine FFH-Verträglichkeitsprüfung auf dieser 
Grundlage durchführen zu lassen. 
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